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Zweiter Antrag*) 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurf 
eines Zweiten Steuerreformgesetzes (Artikel 2) 

— Drucksache 7/78 — 


A. Problem 

Nach der Reform des Grundsteuerrechts soll als nächstes Teil- 
stück der Steuerreform das Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht 
vom Bundestag verabschiedet werden und zum 1. Januar 1974 
in Kraft treten. 

Ziele der Reform der Erbschaft- und Schenkungsteuer sind ins- 
besondere: 

1. die Beseitigung von Ungleichheiten in der Bewertung des 
Grundvermögens gegenüber anderen Vermögensarten, 

2. die Anpassung der für die Höhe der Steuer maßgeblichen 
Faktoren (insbesondere Freibeträge) an die veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnisse und eine Neugestaltung des 
Tarifs; dabei sollen kleinere und mittlere Vermögen ent- 
lastet, größere Vermögen maßvoll stärker belastet werden, 

3. die Eindämmung von Steuerumgehungsmöglichkeiten des 
geltenden Rechts. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt ein gesondertes Gesetz über die Reform 
des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerrechts und folgt im 
materiellen Inhalt im wesentlichen der von SPD und FDP 
wiedereingebrachten Regierungsvorlage. Danach werden ins- 
besondere 

— der Grundbesitz mit 140 v. H. der neuen Einheitswerte (1964) 
bewertet. 


*) Bericht der Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach) und 
Huonker folgt als Drucksache 7/1333 
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— die persönlichen Freibeträge erheblich angehoben und durch 
besondere Versorgungsfreibeträge ergänzt, 

— der Tarif im wesentlichen bei Großvermögen angehoben, 

— die zivilrechtlichen Folgen des gesetzlichen Güterstandes 
individuell berücksichtigt, 

— Möglichkeiten der Steuervermeidung oder -Verminderung 
(besondere Gestaltungsformen bei Gesellschafts vertrügen, 
Vereinbarung der Gütergemeinschaft, Erbschaftsteuerver- 
sicherung u. a.) aufgehoben. 

Die Änderungsvorschläge des Ausschusses betreffen im wesent- 
lichen 

— die weitere Anhebung persönlicher Freibeträge, 

— die Erhöhung des Steuertarifs bei Erwerben über 25 Mil- 
lionen DM, 

— die periodische Besteuerung von Familienstiftungen, 

— eine ausgewogenere Regelung für die Nießbrauch-Fälle, 

— ein gleitender Abbau der gegenwärtigen Begünstigung be- 
stehender Erbschaftsteuerversicherungen, 

— Umstellungsfristen für bestimmte Gesellschaftsverträge und 
für den Fall einseitig herbeigeführter Gütertrennung, 

— eine Ergänzung des Außensteuergesetzes im Zusammen- 
hang mit diesem Reformgesetz. 

In der Schlußabstimmung gegen die CDU/CSU angenommen. 


C. Alternativen 

Ein Teil der Änderungsanträge der CDU/CSU fand keine Mehr- 
heit, insbesondere 

— Vergünstigung für Arbeitnehmerstiftungen, 

— weitere Anhebung von persönlichen Freibeträgen, insbe- 
sondere für Kinder, 

— Aufnahme einer Absichtserklärung des Ausschusses in das 
Gesetz, wonach die Besteuerungsgrundlagen im Falle einer 
neuen Hauptfeststellung der Einheitswerte angepaßt werden 
sollen. 


D. Kosten 

Das Gesetz führt im Jahr 1974 zu einem Steuermehraufkommen 
der Länder von etwa 200 Millionen DM. 
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Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/78 Artikel 2, 2 a, 2 b, 2 c, 2 d, 2 e, 2 f, 7, 8 
und 9 ^ — in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung 
mit der Überschrift „Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und Schenkung- 
steuerrechts" anzunehmen; 

2. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 30. November 1973 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke 

Vorsitzende 


Dr. Becker (Mönchengladbach) Huonker 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Steuerreformgesetzes 
— Drucksache 7/78 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


Gesetzentwurf 


Entwurf 

eines Zweiten Steuerreiormgesetxes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Vermögensteuergesetz (VStG) 

Artikel 2 

Erbsdiaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz 

1. Steuerpflicht 

§ 1 

Steuerpflichtige Vorgänge 

(1) Der Erbschaftsteuer (Schenkungsteuer) unter- 
liegen 

1. der Erwerb von Todes wegen, 

2. die Schenkungen unter Lebenden, 

3. die Zweckzuwendungen. 


(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten 
die Vorschriften dieses Gesetzes über die Erwerbe 
von Todes wegen auch für Schenkungen und Zweck- 
zuwendungen, die Vorschriften über Schenkungen 
auch für Zweckzuwendungen unter Lebenden. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Reform des 
Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerrechts 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Vermögensteuergesetz (VStG) 

Späterer Beratung Vorbehalten 


Artikel 2 

Erbschaftssteuer- und Schenkungsteuergesetz 
(ErbStG) 

I. Steuerpflicht 
§ 1 

Steuerpflichtige Vorgänge 

(1) Der Erbschaftsteuer (Schenkungsteuer) unter- 
liegen 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. das Vermögen einer Stiftung, sofern sie wesent- 
lich im Interesse einer Familie oder bestimmter 
Familien errichtet ist, und eines Vereins, dessen 
Zweck wesentlich im Interesse einer Familie oder 
bestimmter Familien auf die Bindung von Ver- 
mögen gerichtet ist, in Zeitabständen von je 
30 Jahren seit dem in § 9 Abs. 1 Nr. 4 bestimm- 
ten Zeitpunkt. 

(2) unverändert 


4 



Drucksache 7/1329 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 
§ 2 

Persönliche Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht tritt ein 

1. wenn der Erblasser zur Zeit seines Todes, der 
Schenker zur Zeit der Ausführung der Schenkung 
oder der Erwerber zur Zeit der Entstehung der 
Steuer (§ 9) ein Inländer ist, vorbehaltlich des 
Absatzes 2, für den gesamten Vermögensanfall. 
Als Inländer gelten 

a) natürliche Personen, die im Inland einen 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt haben; 

b) deutsche Staatsangehörige, die sich nicht 
länger als fünf Jahre dauernd im Ausland 
aufgehalten haben, ohne im Ihland einen 
Wohnsitz zu haben; 

c) unabhängig von der Fünfjahresfrist nach 
Buchstabe b deutsche Staatsangehörige, die 

aa) weder einen Wohnsitz noch ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, 

bb) nichtselbständig oder nicht nur vorüber- 
gehend freiberuflich für eine inländi- 
sche juristische Person des öffentlichen 
Rechts tätig sind und 

cc) für diese Tätigkeit aus einer inländi- 
schen öffentlichen Kasse Zahlungen er- 
halten, 

sowie die zu ihrem Haushalt gehörenden An- 
gehörigen. Dies gilt nicht für Personen, die 
auf Grund internationaler Vereinbarungen 
oder völkerrechtlicher Übung der unbe- 
schränkten Steuerpflicht eines ausländischen 
Staates unterliegen, es sei denn, ihr Nachlaß 
oder ihr Erwerb werden in dem ausländischen 
Staat höchstens in einem der Steuerpflicht 
nach Nummer 2 entsprechenden Umfang zu 
einer staatlichen, regionalen oder kommuna- 
len Erb Schaft Steuer herangezogen; 

d) Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die ihre Geschäftsleitung 
oder ihren Sitz im Inland haben; 


2. in allen anderen Fällen für den Vermögensan- 
fall, der in Inlandsvermögen im Sinne des § 121 
des Bewertungsgesetzes oder in einem Nut- 
zungsrecht an solchen Vermögensgegenständen 
besteht. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 2 

Persönliche Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht tritt ein 

1. in den Fällen des § 1 Abs, 1 Nr. 1 bis 3, wenn 
der Erblasser zur Zeit seines Todes, der Schenker 
zur Zeit der Ausführung der Schenkung oder der 
Erwerber zur Zeit der Entstehung der Steuer (§ 9) 
ein Inländer ist, vorbehaltlich des Absatzes 2, 
für den gesamten Vermögensanfall. Als Inländer 
gelten 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unabhängig von der Fünfjahresfrist nach 

Buchstabe b deutsche Staatsangehörige, die 

aa) im Inland weder einen Wohnsitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben 
und 

bb) zu einer inländischen juristischen Person 
des öffentlichen Rechts in einem Dienst- 
verhältnis stehen und dafür Arbeitslohn 
aus einer inländischen Öffentlichen Kasse 
beziehen, 

Doppelbuchstabe cc entfällt 


sowie zu ihrem Haushalt gehörende Ange- 
hörige, die die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen. Dies gilt nur für Personen, deren 
Nachlaß oder Erwerb in dem Staat, in dem sie 
ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, lediglich in einem der 
Steuerpflicht nach Nummer 2 ähnlichen Um- 
fang zu einem Nachlaß- oder Erbanfallsteuer 
herangezogen wird; 


d) unverändert 


la. in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4, wenn die 
Stiftung oder der Verein die Geschäftsleitung 
oder den Sitz im Inland hat; 

2. unverändert 


(1 a) Zum Inland im Sinne dieses Gesetzes gehört 
auch der der Bundesrepublik Deutschland zuste- 
hende Anteil am Festlandsockel, soweit dort Natur- 
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Gesetzentwurf 


(2) Die Steuerpflicht nach Absatz 1 Nr. 1 erstreckt 

sich nicht auf Vermögensgegenstände, die auf das 

Währungsgebiet der Mark der Deutschen Demo- 
kratischen Republik entfallen; das gleiche gilt für 

Nutzungsrechte an solchen Gegenständen. 

§ 3 

Erwerb von Todes wegen 

(1) Als Erwerb von Todes wegen gilt 

1. der Erwerb durch Erbanfall (§ 1922 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs), auf Grund Erbers^tzan- 
spruchs (§§ 1934 a ff. des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs), durch Vermächtnis (§§ 2147 ff. des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs) oder auf Grund eines gel- 
tend gemachten Pflichtteilsanspruchs (§§ 2303 ff. 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

2. der Erwerb durch Schenkung auf den Todesfall 
(§ 2301 des Bürgerlichen Gesetzbuchs). Als 
Schenkung auf den Todesfall gilt auch der auf 
einem Gesellschaftsvertrag beruhende Übergang 
des Anteils oder des Teils eines Anteils eines 
Gesellschafters bei dessen Tod auf die anderen 
Gesellschafter oder die Gesellschaft, soweit der 
Wert, der sich für seinen Anteil zur Zeit seines 
Todes nach § 12 ergibt, den Abfindungsanspruch 
übersteigt; 

3. die sonstigen Erwerbe, auf die die für Vermächt- 
nisse geltenden Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts Anwendung finden; 

4. der Erwerb von Vermögensvorteilen, der auf 
Grund eines vom Erblasser geschlossenen Ver- 
trages unter Lebenden von einem Dritten mit 
dem Tode des Erblassers unmittelbar gemacht 
wird, 

(2) Als vom Erblasser zugewendet gilt auch 

1. der Übergang von Vermögen auf eine vom Erb- 
lasser angeordnete Stiftung; 

2. was jemand infolge Vollziehung einer vom Erb- 
lasser angeordneten Auflage oder infolge Er- 
füllung einer vom Erblasser gesetzten Bedingung 
erwirbt, es sei denn, daß eine einheitliche 
Zweckzuwendung vorliegt; 

3. was jemand dadurch erlangt, daß bei Genehmi- 
gung einer Zuwendung des Erblassers Leistun- 
gen an andere Personen angeordnet oder zur Er- 
langung der Genehmigung freiwillig übernom- 
men werden; 

4. was als Abfindung für einen Verzicht auf den 
entstandenen Pflichtteilsanspruch oder für die 
Ausschlagung einer Erbschaft, eines Erbersatz- 
anspruchs oder eines Vermächtnisses gewährt 
wird; 

5. was als Entgelt für die Übertragung der Anwart- 
schaft eines Nacherben gewährt wird; 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

schätze des Meeresgrundes und des Meeresunter- 
grundes erforscht oder ausgebeutet werden. 

(2) unverändert 


§ 3 

Erwerb von Todes wegen 

(1) Als Erwerb von Todes wegen gilt 
1. unverändert 


2. der Erwerb durch Schenkung auf den Todesfall 
(§ 2301 des Bürgerlichen Gesetzbuchs). Als 
Schenkung auf den Todesfall gilt auch der auf 
einem Gesellschaftsvertrag beruhende Übergang 
des Anteils oder des Teils eines Anteils eines 
Gesellschafters bei dessen Tod auf die anderen 
Gesellschafter oder die Gesellschaft, soweit der 
Wert, der sich für seinen Anteil zur Zeit seines 
Todes nach § 12 ergibt, Abfindungsansprüche 
Dritter übersteigt; 

3. unverändert 


4. jeder Vermögensvorteil, der auf Grund eines 
vom Erblasser geschlossenen Vertrages bei des- 
sen Tode von einem Dritten unmittelbar erwor- 
ben wird. 


(2) Als vom Erblasser zugewendet gilt auch 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. was als Abfindung für ein auf schiebend beding- 
tes, betagtes oder befristetes Vermächtnis, für 
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6. was als Abfindung für ein aufschiebend bedin- 
tes, betagtes oder befristetes Vermächtnis, für 
das die Ausschlagungsfrist abgelaufen ist, vor 
dem Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung oder 
des Ereignisses gewährt wird. 

§ 4 

Fortgesetzte Gütergemeinschaft 

(1) Wird die eheliche Gütergemeinschaft beim 
Tode eines Ehegatten fortgesetzt (§§ 1483 ff. des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, Artikel 200 des Einfüh- 
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch), so 
wird dessen Anteil am Gesamtgut so behandelt, wie 
wenn er ausschließlich den anteilsberechtigten Ab- 
kömmlingen angefallen wäre. 

(2) Beim Tode eines anteilsberechtigten Abkömm- 
lings gehört dessen Anteil am Gesamtgut zu seinem 
Nachlaß. Als Erwerber des Anteils gelten diejeni- 
gen, denen der Anteil nach § 1490 Satz 2 und 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zufällt. 

§ 5 

Zugewinngemeinsdiaft 

(1) Wird der Güterstand der Zugewinngemein- 
schaft (§ 1363 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) durch 
den Tod eines Ehegatten beendet und der Zugewinn 
nicht nach § 1371 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs ausgeglichen, so gilt beim überlebenden Ehe- 
gatten der Betrag, den er im Falle des § 1371 Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs als Ausgleichsforde- 
rung geltend machen könnte, nicht als Erwerb im 
Sinne des § 3. Soweit der Nachlaß des Erblassers 
bei der Ermittlung des als Ausgleichsforderung 
steuerfreien Betrages mit einem höheren Wert als 
dem nach den steuerlichen Bewertungsgrundsätzen 
maßgebenden Wert angesetzt worden ist, gilt höch- 
stens der dem Steuerwert des Nachlasses entspre- 
chende Betrag nicht als Erwerb im Sinne des § 3. 

(2) Wird der Güterstand der Zugewinngemein- 
schaft in anderer Weise als durch den Tod eines 
Ehegatten beendet oder wird der Zugewinn nach 
§ 1371 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ausge- 
glichen, so gehört die Ausgleichsforderung (§ 1378 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) nicht zum Erwerb im 
Sinne der §§ 3 und 7. 

§ 6 

Vor- und Nadierbsdiaft 

(1) Der Vorerbe gilt als Erbe. 

(2) Bei Eintritt der Nacherbfolge haben diejenigen, 
auf die das Vermögen übergeht, den Erwerb als 
vom Vorerben stammend zu versteuern. Auf Antrag 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

das die Ausschlagungsfrist abgelaufen ist, vor 
dem Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung oder 
des Ereignisses gewährt wird; 

6. was als Entgelt für die Übertragung der Anwart- 
schaft eines Nacherben gewährt wird. 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 
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Gesetzentwurf Beschlüssedes 7. Ausschusses 

ist der Versteuerung das Verhältnis des Nacherben 
zum Erblasser zugrunde zu legen. Geht in diesem 
Fall auch eigenes Vermögen des Vorerben auf den 
Nacherben über, so sind beide Vermögensanfälle 
hinsichtlich der Steuerklasse getrennt zu behandeln. 

Für das eigene Vermögen des Vorerben kann ein 
Freibetrag jedoch nur gewährt werden, soweit der 
Freibetrag für das der Nacherbfolge unterliegende 
Vermögen nicht verbraucht ist. Die Steuer ist für 
jeden Erwerb jeweils nach dem Steuersatz zu er- 
heben, der für den gesamten Erwerb gelten würde. 

(3) Tritt die Nacherbfolge nicht durch den Tod 
des Vorerben ein, so gilt die Vorerbfolge als auf- 
lösend bedingter, die Nacherbfolge als aufschiebend 
bedingter Anfall. In diesem Fall ist dem Nacherben 
die vom Vorerben entrichtete Steuer abzüglich des- 
jenigen Steuerbetrags anzurechnen, welcher der tat- 
sächlichen Bereicherung des Vorerben entspricht. 

(4) Nachvermächtnisse und beim Tode des Be- 
schwerten fällige Vermächtnisse stehen den Nach- 
erbschaften gleich. 


§7 § 7 

Schenkungen unter Lebenden Schenkungen unter Lebenden 

(1) Als Schenkungen unter Lebenden gelten (1) unverändert 

1. jede freigebige Zuwendung unter Lebenden, 
soweit der Bedachte durch sie auf Kosten des 
Zuwendenden bereichert wird; 

2. was infolge Vollziehung einer von dem Schen- 
ker angeordneten Auflage oder infolge Erfüllung 
einer einem Rechtsgeschäft unter Lebenden 
bei gefügten Bedingung ohne entsprechende 
Gegenleistung erlangt wird, es sei denn, daß 
eine einheitliche Zweckzuwendung vorliegt ; 

3. was jemand dadurch erlangt, daß bei Genehmi- 
gung einer Schenkung Leistungen an andere 
Personen angeordnet oder zur Erlangung der 
Genehmigung freiwillig übernommen werden; 

4. die Bereicherung, die ein Ehegatte bei Verein- 
barung der Gütergemeinschaft (§ 1415 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs) erfährt; 

5. was als Abfindung für einen Erbverzicht 
(§§ 2346 und 2352 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs) gewährt wird; 

6. was durch vorzeitigen Erbausgleich (§ 1934 d 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) erworben wird; 

7. was ein Vorerbe dem Nacherben mit Rücksicht 
auf die angeordnete Nacherbschaft vor ihrem 
Eintritt herausgibt; 

8. der Übergang von Vermögen auf Grund eines 
Stiftungsgeschäfts unter Lebenden; 

9. was bei Aufhebung einer Stiftung oder bei Auf- 
lösung eines Vereins, dessen Zweck auf die 
Bindung von Vermögen gerichtet ist, erworben 
wird; 
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Gesetzentwurf 

10. was als Abfindung für aufschiebend bedingt, 
betagt oder befristet erworbene Ansprüche, so- 
weit es sich nicht um einen Fall des § 3 Abs, 2 
Nr. 6 handelt, vor dem Zeitpunkt des Eintritts 
der Bedingung oder des Ereignisses gewährt 
wird. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 7 ist der Ver- 
steuerung auf Antrag das Verhältnis des Nach- 
erben zum Erblasser zugrunde zu legen. § 6 Abs. 2 
Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

(3) Gegenleistungen, die nicht in Geld veran- 
schlagt werden können, werden bei der Feststellung, 
ob eine Bereicherung vorliegt, nicht berücksichtigt. 

(4) Die Steuerpflicht einer Schenkung wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß sie zur Belohnung oder 
unter einer Auflage gemacht oder in die Form eines 
lästigen Vertrags gekleidet wird. 

(5) Ist Gegenstand der Schenkung eine Beteili- 
gung an einer Personengesellschaft, in deren Gesell- 
schaftsvertrag bestimmt ist, daß der neue Gesell- 
schafter bei Auflösung der Gesellschaft sowie im 
Fall eines vorherigen Ausscheidens nur den Buch- 
wert seines Kapitalanteils erhält, so gelten die an- 
teiligen offenen und stillen Reserven der Gesell- 
schaft als auflösend bedingt erworben. 


(6) Wird eine Beteiligung an einer Personen- 
gesellschaft mit einer Gewinnbeteiligung ausge- 
stattet, die insbesondere der Kapitaleinlage, der 
Arbeits- oder der sonstigen Leistung des Gesell- 
schafters für die Gesellschaft nicht entspricht oder 
die einem fremden Dritten üblicherweise nicht ein- 
geräumt würde, so gilt das Übermaß an Gewinnbe- 
teiligung als selbständige Schenkung, die mit dem 
Kapitalwert anzusetzen ist. 

(7) Als Schenkung gilt auch der auf einem Gesell- 
schaftsvertrag beruhende Übergang des Anteils oder 
des Teils eines Anteils eines Gesellschafters bei 
dessen Ausscheiden auf die anderen Gesellschafter 
oder die Gesellschaft, soweit der Wert, der sich für 
seinen Anteil zur Zeit seines Ausscheidens nach § 12 
ergibt, den Abfindungsanspruch übersteigt. 

§ 8 

Zweckzuwendungen 

Zweckzuwendungen sind Zuwendungen von To- 
des wegen oder freigebige Zuwendungen unter Le- 
benden, die mit der Auflage verbunden sind, zu- 
gunsten eines bestimmten Zwecks verwendet zu 
werden, oder die von der Verwendung zugunsten 
eines bestimmten Zwecks abhängig sind, soweit 
hierdurch die Bereicherung des Erwerbers gemin- 
dert wird. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 


(5) Ist Gegenstand der Schenkung eine Beteili- 
gung an einer Personengesellschaft, in deren Ge- 
sellschaftsvertrag bestimmt ist, daß der neue Gesell- 
schafter bei Auflösung der Gesellschaft oder im Fall 
eines vorherigen Ausscheidens nur den Buchwert 
seines Kapitalanteils erhält, so werden diese Bestim- 
mungen bei der Feststellung der Bereicherung nicht 
berücksichtigt. Soweit die Bereicherung den Buch- 
wert des Kapitalanteils übersteigt, gilt sie als auf- 
lösend bedingt erworben. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 


§ 8 

unverändert 
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§ 9 

Entstehung der Steuer 

(1) Die Steuer entsteht 

1. bei Erwerben von Todes wegen mit dem Tode 

des Erblassers, jedoch 

a) für den Erwerb des unter einer aufschieben- 
den Bedingung, unter einer Betagung oder 
Befristung Bedachten sowie für zu einem Er- 
werb gehörende aufschiebend bedingte, be- 
tagte oder befristete Ansprüche mit dem Zeit- 
punkt des Eintritts der Bedingung oder des 
Ereignisses, 

b) für den Erwerb eines geltend gemachten 
Pflichtteilsanspruchs oder Erbersatzanspruchs 
mit dem Zeitpunkt der Geltendmachung, 

c) im Falle des § 3 Abs, 2 Nr. 1 mit dem Zeit- 
punkt der Genehmigung der Stiftung, 

d) in den Fällen des § 3 Abs. 2 Nr. 2 mit dem 
Zeitpunkt der Vollziehung der Auflage oder 
der Erfüllung der Bedingung, 

e) in den Fällen des § 3 Abs. 2 Nr. 3 mit dem 
Zeitpunkt der Genehmigung, 

f) in den Fällen des § 3 Abs. 2 Nr. 4 mit dem 
Zeitpunkt des Verzichts oder der Ausschla- 
gung, 

g) im Falle des § 3 Abs. 2 Nr. 5 mit dem Zeit- 
punkt der Übertragung der Anwartschaft 

h) für den Erwerb des Nacherben mit dem Zeit- 
punkt des Eintritts der Nacherbfolge, 

i) im Falle des § 3 Abs. 2 Nr. 6 mit dem Zeit- 
punkt der Vereinbarung über die Abfindung; 

2. bei Schenkungen unter Lebenden mit dem Zeit- 
punkt der Ausführung der Zuwendung; 

3. bei Zweckzuwendungen mit dem Zeitpunkt des 

Eintritts der Verpflichtung des Beschwerten. 


(2) In den Fällen der Aussetzung der Ver- 
steuerung nach § 24 gilt die Steuer für den Erwerb 
des belasteten Vermögens als mit dem Zeitpunkt 
des Erlöschens des Nutzungsrechts entstanden. 
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§ 9 

Entstehung der Steuer 

(1) Die Steuer entsteht 

1. bei Erwerben von Todes wegen mit dem Tode 
des Erblassers, jedoch 

a) unverändert 


b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) im Falle des § 3 Abs. 2 Nr. 5 mit dem Zeit- 
punkt der Vereinbarung über die Abfindung, 

h) unverändert 

i) im Falle des § 3 Abs. 2 Nr. 6 mit dem Zeit- 
punkt der Übertragung der Anwartschaft; 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 in Zeitab- 
ständen von je 30 Jahren seit dem Zeitpunkt des 
ersten Übergangs von Vermögen auf die Stiftung 
oder auf den Verein. Fällt bei Stiftungen oder 
Vereinen der Zeitpunkt des ersten Übergangs 
von Vermögen auf den 1. Januar 1948 oder auf 
einen früheren Zeitpunkt, so entsteht die Steuer 
erstmals am 1. Januar 1978. Bei Stiftungen und 
Vereinen, bei denen die Steuer erstmals am 
1. Januar 1978 entsteht, richtet sich der Zeitraum 
von 30 Jahren nach diesem Zeitpunkt. 

(2) In den Fällen der Aussetzung der Ver- 
steuerung nach § 24 Abs. 1 Buchstabe a gilt die 
Steuer für den Erwerb des belasteten Vermögens als 
mit dem Zeitpunkt des Erlöschens des Nutzungs- 
rechts entstanden. 
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II. Wertermittlung 
§ 10 

Steuerpflichtiger Erwerb 

(1) Als steuerpflichtiger Erwerb gilt die Bereiche- 
rung des Erwerbers, soweit sie nicht steuerfrei ist 
(§§ 5, 13, 16, 17 und 18). In den Fällen des § 3 gilt 
als Bereicherung der Betrag, der sich ergibt, wenn 
von dem nach § 12 zu ermittelnden Wert des gesam- 
ten Vermögensanfalls, soweit er der Besteuerung 
nach diesem Gesetz unterliegt, die nach den Absät- 
zen 3 bis 8 abzugsfähigen Nachlaßverbindlichkeiten 
mit ihrem nach § 12 zu ermittelnden Wert abgezogen 
werden. Bei der Zweckzuwendung tritt an die Stelle 
des Vermögensanfalls die Verpflichtung des Be- 
schwerten. Der steuerpflichtige Erwerb wird auf 
volle 100 Deutsche Mark nach unten abgerundet. 


(2) Hat der Erblasser die Entrichtung der von 
dem Erwerber geschuldeten Steuer einem anderen 
auferlegt oder hat der Schenker die Entrichtung der 
vom Beschenkten geschuldeten Steuer selbst über- 
nommen oder einem anderen auferlegt, so gilt als 
Erwerb der Betrag, der sich bei einer Zusammen- 
rechnung des Erwerbs nach Absatz 1 mit der aus ihm 
errechneten Steuer ergibt. 

(3) Die infolge des Anfalls durch Vereinigung von 
Recht und Verbindlichkeit oder von Recht und Bela- 
stung erloschenen Rechtsverhältnisse gelten als nicht 
erloschen. 

(4) Die Anwartschaft eines Nacherben gehört 
nicht zu seinem Nachlaß. 

(5) Von dem Erwerb sind, soweit sich nicht aus 
den Absätzen 6 bis 8 etwas anderes ergibt, als Nach- 
laßverbindlichkeiten abzugsfähig 

1. die vom Erblasser herrührenden Schulden, so- 
weit sie nicht mit einem zum Erwerb gehörenden 
gewerblichen Betrieb (Anteil an einem Betrieb) 
in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen und 
bereits nach § 12 Abs. 5 und 6 berücksichtigt wor- 
den sind; 

2. Verbindlichkeiten aus Vermächtnissen, Auflagen 
und geltend gemachten Pflichtteilen und Erb- 
ersatzansprüchen; 

3. die Kosten der Bestattung des Erblassers, die 
Kosten für ein angemessenes Grabdenkmal und 
für die übliche Grabpflege sowie die Kosten, die 
dem Erwerber unmittelbar im Zusammenhang mit 
der Abwicklung, Regelung oder Verteilung des 
Nachlasses oder mit der Erlangung des Erwerbs 
entstehen. Für diese Kosten kann in einem Erb- 
fall insgesamt ein Betrag von 5000 Deutsche 
Mark ohne Nachweis abgezogen werden. Ko- 
sten für die Verwaltung des Nachlasses sind 
nicht abzugsfähig. 
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II. Wertermittlung 
§ 10 

Steuerpflichtiger Erwerb 

(1) Als steuerpflichtiger Erwerb gilt die Bereiche- 
rung des Erwerbers, soweit sie nicht steuerfrei ist 
{§§ 5, 13, 16, 17 und 18). In den Fällen des § 3 gilt 
als Bereicherung der Betrag, der sich ergibt, wenn 
von dem nach § 12 zu ermittelnden Wert des gesam- 
ten Vermögensanfalls, soweit er der Besteuerung 
nach diesem Gesetz unterliegt, die nach den Absät- 
zen 3 bis 8 abzugsfähigen Nachlaßverbindlichkeiten 
mit ihrem nach § 12 zu ermittelnden Wert abgezogen 
werden. Bei der Zweckzuwendung tritt an die Stelle 
des Vermögensanfalls die Verpflichtung des Be- 
schwerten. Der steuerpflichtige Erwerb wird auf 
volle 100 Deutsche Mark nach unten abgerundet. In 
den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 tritt an die Stelle des 
Vermögensanfalls das Vermögen der Stiftung oder 
des Vereins. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) Von dem Erwerb sind, soweit sich nicht aus 
den Absätzen 6 bis 8 etwas anderes ergibt, als Nach- 
laßverbindlichkeiten abzugsfähig 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. die Kosten der Bestattung des Erblassers, die 
Kosten für ein angemessenes Grabdenkmal und 
für die übliche Grabpflege sowie die Kosten, die 
dem Erwerber unmittelbar im Zusammenhang 
mit der Abwicklung, Regelung oder Verteilung 
des Nachlasses oder mit der Erlangung des Er- 
werbs entstehen. Für diese Kosten wird insge- 
samt ein Betrag von 5000 Deutsche Mark ohne 
Nachweis abgezogen. Kosten für die Verwaltung 
des Nachlasses sind nicht abzugsfähig. 
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(6) Nicht abzugsfähig sind Schulden und Lasten, 
soweit sie in wirtschaftlichem Zusammenhang mit 
Vermögensgegenständen stehen, die nicht der Be- 
steuerung nach diesem Gesetz unterliegen. Be- 
schränkt sich die Besteuerung auf einzelne Vermö- 
gensgegenstände (§§ 2 Abs. 1 Nr. 2, 19 Abs. 2), so 
sind nur die damit in wirtschaftlichem Zusammen- 
hang stehenden Schulden und Lasten abzugsfähig. 
Schulden und Lasten, die mit teilweise befreiten 
Vermögensgegenständen in wirtschaftlichem Zu- 
sammenhang stehen, sind nur mit dem Betrag ab- 
zugsfähig, der dem steuerpflichtigen Teil entspricht. 


(7) Die von dem Erwerber zu entrichtende eigene 
Erbschaftsteuer ist nicht abzugsfähig. 

(8) Auflagen, die dem Beschwerten selbst zugute 
kommen, sind nicht abzugsfähig. 

§11 

Bewertungsstichtag 

Für die Wertermittlung ist, soweit in diesem Ge- 
setz nichts anderes bestimmt ist, der Zeitpunkt der 
Entstehung der Steuer maßgebend. 

§ 12 

Bewertung 

(1) Die Bewertung richtet sich, soweit nicht in den 
Absätzen 2 bis 6 etwas anderes bestimmt ist, nach 
den Vorschriften des Ersten Teils des Bewertungs- 
gesetzes (Allgemeine Bewertungsvorschriften). 

(2) Grundbesitz {§ 19 Abs. 1 Nr. 1 des Bewer- 
tungsgesetzes) und Mineralgewinnungsrechte {§ 19 
Abs. 1 Nr. 3 des Bewertungsgesetzes) sind mit dem 
Einheitswert anzusetzen, der nach dem Zweiten Teil 
des Bewertungsgesetzes (Besondere Bewertungsvor- 
schriften) auf den Zeitpunkt festgestellt ist, der der 
Entstehung der Steuer vorangegangen ist oder mit 
ihr zusammenfällt. 

(3) Gehört zum Erwerb nur ein Teil einer der in 
Absatz 2 bezeichneten wirtschaftlichen Einheiten, so 
ist der darauf entfallende Teilbetrag des Einheits- 
wertes maßgebend. Der Teilbetrag ist nach den 
Grundsätzen des Zweiten Teils des Bewertungs- 
gesetzes und der dazu ergangenen Vorschriften zu 
ermitteln und erforderlichenfalls gesondert festzu- 
stellen (§§ 160 bis 164 der Abgabenordnung). 

(4) Wenn für eine wirtschaftliche Einheit der in 
Absatz 2 bezeichneten Art oder einen Teil davon 
ein Einheitswert nicht festgestellt ist oder bis zur 
Entstehung der Steuer die Voraussetzungen für eine 
Wertfortschreibung erfüllt sind, ist der Wert im 
Zeitpunkt der Entstehung der Steuer maßgebend. 
Dieser ist für Zwecke der Erbschaftsteuer nach den 
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(6) unverändert 


(6 a) In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 sind Lei- 
stungen an die nach der Stiftungsurkunde oder nach 
der Vereinssatzung Berechtigten nicht abzugsfähig. 

(7) unverändert 

(8) unverändert 

§ 11 

unverändert 


§ 12 

Bewertung 

(1) unverändert 


(2) Grundbesitz (§ 20 des Bewertungsgesetzes) 
und Mineralgewinnungsrechte (§ 100 des Bewer- 
tungsgesetzes) sind mit dem Einheitswert anzuset- 
zen, der nach dem Zweiten Teil des Bewertungsge- 
setzes (Besondere Bewertungsvorschriften) auf den 
Zeitpunkt festgestellt ist, der der Entstehung der 
Steuer vorangegangen ist oder mit ihr zusammen- 
fällt. 

(3) Gehört zum Erwerb nur ein Teil einer der in 
Absatz 2 bezeichneten wirtschaftlichen Einheiten, so 
ist der darauf entfallende Teilbetrag des Einheits- 
wertes maßgebend. Der Teilbetrag ist nach den 
Grundsätzen des Zweiten Teils des Bewertungs- 
gesetzes und der dazu ergangenen Vorschriften zu 
ermitteln und erforderlichenfalls gesondert festzu- 
stellen (§§ 213 bis 218 der Reichsabgabenordnung). 

(4) Wenn für eine wirtschaftliche Einheit der in 
Absatz 2 bezeichneten Art oder einen Teil davon ein 
Einheitswert nicht festgestellt ist oder bis zur Ent- 
stehung der Steuer die Voraussetzungen für eine 
Wertfortschreibung erfüllt sind, ist der Wert im 
Zeitpunkt der Entstehung der Steuer maßgebend. 
Dieser ist für Zwecke der Erbschaftsteuer nach den 
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Grundsätzen des Zweiten Teils des Bewertungs- 
gesetzes und der dazu ergangenen Vorschriften zu 
ermitteln und gesondert festzustellen (§§ 160 bis 
164 der Abgabenordnung). Das gilt auch für Grund- 
stücke im Zustand der Bebauung; § 91 Abs. 2 des 
Bewertungsgesetzes gilt entsprechend. 

(5) Für den Bestand und die Bewertung von Be- 
triebsvermögen mit Ausnahme der Bewertung der 
Betriebsgrundstücke und der Mineralgewinnungs- 
rechte (Absatz 2) sind die Verhältnisse zur Zeit der 
Entstehung der Steuer maßgebend. Die Vorschriften 
der §§ 95 bis 100, 103 bis 105, 108 und 109 Abs. 1 
des Bewertungsgesetzes sind entsprechend anzu- 
wenden. Zum Betriebsvermögen gehörende Wert- 
papiere, Anteile und Genußscheine von Kapitalge- 
sellschaften sind mit dem nach § 11 oder § 12 des 
Bewertungsgesetzes ermittelten Wert anzusetzen. 

(6) Ausländischer Grundbesitz und ausländisches 
Betriebsvermögen wird nach § 31 des Bewertungs- 
gesetzes bewertet. 

§ 13 

Steuerbefreiungen 

(1) Steuerfrei bleiben 

1. a) Hausrat einschließlich Wäsche und Klei- 

dungsstücke sowie Kunstgegenstände und 
Sammlungen beim Erwerb durch Personen 
der Steuerklasse I oder II, 

soweit der Wert insgesamt , 30 000 Deut- 
sche Mark nicht übersteigt, 
der übrigen Steuerklassen, 
soweit der Wert insgesamt 10 000 Deutsche 
Mark nicht übersteigt, 

b) andere bewegliche körperliche Gegenstände, 
die nicht nach Nummer 2 befreit sind, beim 
Erwerb durch Personen 
der Steuerklasse I oder II, 

soweit der Wert insgesamt 5000 Deutsche 
Mark nicht übersteigt, 
der übrigen Steuerklassen, 

soweit der Wert insgesamt 2000 Deutsche 
Mark nicht übersteigt. 

Die Befreiung gilt nicht für Gegenstände, die 
zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen, 
zum Grundvermögen oder zum Betriebsvermö- 
gen gehören, für Zahlungsmittel, Wertpapiere, 
Münzen, Edelmetalle, Edelsteine und Perlen; 

2. Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz, Kunst- 
gegenstände, Kunstsammlungen, wissenschaft- 
liche Sammlungen, Bibliotheken und Archive 
mit 60 vom Hundert ihres Wertes, wenn die 
Erhaltung dieser Gegenstände wegen ihrer Be- 
deutung für Kunst, Geschichte oder Wissen- 
schaft im öffentlichen Interesse liegt und die 
jährlichen Kosten in der Regel die erzielten Ein- 
nahmen übersteigen. Die genannten Gegen- 
stände sind im vollen Umfang steuerfrei, wenn 
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Grundsätzen des Zweiten Teils des Bewertungs- 
gesetzes und der dazu ergangenen Vorschriften zu 
ermitteln und gesondert festzustellen (§§ 213 bis 
218 der Reichsabgabenordnung). Das gilt auch für 
Grundstücke im Zustand der Bebauung; § 91 Abs. 2 
des Bewertungsgesetzes gilt entsprechend. 

(5) Für den Bestand und die Bewertung von Be- 
triebsvermögen mit Ausnahme der Bewertung der 
Betriebsgrundstücke und der Mineralgewinnungs- 
rechte (Absatz 2) sind die Verhältnisse zur Zeit der 
Entstehung der Steuer maßgebend. Die Vorschriften 
der §§ 95 bis 100, 103 bis 105, 108 und 109 Abs. 1 
und 4 des Bewertungsgesetzes sind entsprechend an- 
zuwenden. Zum Betriebsvermögen gehörende Wert- 
papiere, Anteile und Genußscheine von Kapitalge- 
sellschaften sind mit dem nach § 11 oder § 12 des 
Bewertungsgesetzes ermittelten Wert anzusetzen. 

(6) unverändert 


§ 13 

Steuerbefreiungen 

(1) Steuerfrei bleiben 

1. a) Hausrat einschließlich Wäsche und Klei- 
dungsstücke sowie Kunstgegenstände und 
Sammlungen beim Erwerb durch Personen 
der Steuerklasse I oder II, 

soweit der Wert insgesamt 40 000 Deut- 
sche Mark nicht übersteigt, 
der übrigen Steuerklassen, 

soweit der Wert insgesamt 10 000 Deutsche 
Mark nicht übersteigt, 

b) unverändert 


Die Befreiung gilt nicht für Gegenstände, die 
zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen, 
zum Grundvermögen oder zum Betriebsvermö- 
gen gehören, für Zahlungsmitel, Wertpapiere, 
Münzen, Edelmetalle, Edelsteine und Perlen; 

2. Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz, Kunst- 
gegenstände, Kunstsammlungen, wissenschaft- 
liche Sammlungen, Bibliotheken und Archive 
a) mit sechzig vom Hundert ihres Wertes, wenn 
die Erhaltung dieser Gegenstände wegen 
ihrer Bedeutung für Kunst, Geschichte oder 
Wissenschaft im öffentlichen Interesse liegt, 
die jährlichen Kosten in der Regel die er- 
zielten Einnahmen übersteigen und die Ge- 
genstände in einem den Verhältnissen ent- 
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zusätzlich folgende Voraussetzungen erfüllt 

sind: 

a) Die Gegenstände müssen in einem den Ver- 
hältnissen entspredienden Umfang den 
Zwedcen der Forsdiung oder der Volksbil- 
dung nutzbar gemacht werden. 

b) Der Steuerpflichtige muß bereit sein, die 
Gegenstände den geltenden Bestimmungen 
der Denkmalspflege zu unterstellen. 


c) Die Gegenstände müssen sich seit minde- 
stens zwanzig Jahren im Besitz der Familie 
befinden oder in dem Verzeichnis national 
wertvollen Kulturgutes oder national wert- 
voller Archive nach dem Gesetz zum Schutz 
deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung 
vom 6. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S.501) 
eingetragen sein. 

Die Steuerbefreiung fällt mit Wirkung für die 
Vergangenheit weg, wenn die Gegenstände in- 
nerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb ver- 
äußert werden oder die Voraussetzungen für 
die Steuerbefreiung innerhalb dieses Zeitrau- 
mes entfallen; 

3. Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz, der 
für Zwecke der Volkswohlfahrt der Allgemein- 
heit zur Benutzung zugänglich gemacht ist und 
dessen Erhaltung im öffentlichen Interesse liegt, 
wenn die jährlichen Kosten in der Regel die er- 
zielten Einnahmen übersteigen. Die Steuerbe- 
freiung fällt mit Wirkung für die Vergangenheit 
weg, wenn der Grundbesitz oder Teile des 
Grundbesitzes innerhalb von zehn Jahren nach 
dem Erwerb veräußert werden oder die Vor- 
aussetzungen für die Steuerbefreiung innerhalb 
dieses Zeitraumes entfallen; 


4. ein Erwerb nach § 1969 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs; 

5. die Befreiung von einer Schuld gegenüber dem 
Erblasser, sofern die Schuld durch Gewährung 
von Mitteln zum Zweck des angemessenen Un- 
terhalts oder zur Ausbildung des Bedachten be- 
gründet worden ist oder der Erblasser die Be- 
freiung mit Rücksicht auf die Notlage des 
Schuldners angeordnet hat und diese auch durch 
die Zuwendung nicht beseitigt wird. Die Steuer- 
befreiung entfällt, soweit die Steuer aus der 
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sprechenden Umfang den Zwecken der For- 
schung oder der Volksbildung nutzbar gemacht 
sind oder werden; 


b) in vollem Umfang, wenn die Voraussetzun- 
gen des Buchstaben a erfüllt sind und ferner 

aa) der Steuerpflichtige bereit ist, die Ge- 
genstände den geltenden Bestimmungen 
der Denkmalspflege zu unterstellen, 

bb) die Gegenstände sich seit mindestens 
zwanzig Jahren im Besitz der Familie 
befinden oder in dem Verzeichnis natio- 
nal wertvollen Kulturgutes oder national 
wertvoller Archive nach dem Gesetz 
zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen 
Abwanderung vom 6. August 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 501) eingetragen sind. 

c) entfällt 


Die Steuerbefreiung fällt mit Wirkung für die 
Vergangenheit weg, wenn die Gegenstände in- 
nerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb ver- 
äußert werden oder die Voraussetzungen für 
die Steuerbefreiung innerhalb dieses Zeitrau- 
mes entfallen; 

3. Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz, der 
für Zwecke der Volkswohlfahrt der Allgemein- 
heit ohne gesetzliche Verpflichtung zur Benut- 
zung zugänglich gemacht ist und dessen Erhal- 
tung im öffentlichen Interesse liegt, wenn die 
jährlichen Kosten in der Regel die erzielten Ein- 
nahmen übersteigen. Die Steuerbefreiung fällt 
mit Wirkung für die Vergangenheit weg, wenn 
der Grundbesitz oder Teile des Grundbesitzes 
innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb 
veräußert werden oder die Voraussetzungen für 
die Steuerbefreiung innerhalb dieses Zeitraumes 
entfallen; 

4. unverändert 


5. unverändert 
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Hälfte ^iner neben der erlassenen Schuld dem 
Bedachten anfallenden Zuwendung gedeckt wer- 
den kann; 

6. ein Erwerb, der Eltern, Adoptiveltern, Stief- 
eltern oder Großeltern des Erblassers anfällt, so- 
fern der Erwerb zusammen mit dem übrigen 
Vermögen des Erwerbers 40 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt und der Erwerber infolge kör- 
perlicher oder geistiger Gebrechen und unter 
Berücksichtigung seiner bisherigen Lebensstel- 
lung als erwerbsunfähig anzusehen ist oder 
durch die Führung eines gemeinsamen Haus- 
stands mit erwerbsunfähigen oder in der Aus- 
bildung befindlichen Abkömmlingen an der Aus- 
übung einer Erwerbstätigkeit gehindert ist. 
übersteigt der Wert des Erwerbs zusammen mit 
dem übrigen Vermögen des Erwerbers den Be- 
trag von 40 000 Deutsche Mark, so wird die 
Steuer nur insoweit erhoben, als sie aus der 
Hälfte des die Wertgrenze übersteigenden Be- 
trags gedeckt werden kann; 

7. Ansprüche nacii folgenden Gesetzen in der je- 
weils geltenden Fassung: 

a) Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch 
. , . vom . . . (Bundesgesetzbl, I S, . . .), 
Währungsausgleichsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Dezember 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1059), zuletzt geändert 
durch § 3 des Zwanzigsten Gesetzes zur Än- 
derung des Lastenausgleichsgesetzes vom 
15. Juli 1968 (Bundesgesetzbl, I S. 806), Alt- 
sparergesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. April 1959 (Bundesgesetzbl. I 

S. 169), zuletzt geändert durch § 3 des Sieb- 
zehnten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 4. Äugust 1964 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 585), Flüchtlingshilfegesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Mai 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 681), Re- 
parationsschädengesetz vom 12, Februar 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105), zuletzt geän- 
dert durch § 2 des Dreiundzwanzigsten Ge- 
setzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes vom 23. Dezember 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1870), 


b) Allgemeines Kriegsfolgengesetz vom 5, No- 
vember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747), zu- 
letzt geändert durch das Reparationsschäden- 
gesetz vom 12. Februar 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 105), Gesetz zur Regelung der 
Verbindlichkeiten nationalsozialistischer Ein- 
richtungen und der Rechtsverhältnisse an de- 
ren Vermögen vom 17. März 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 79), 

c) Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. September 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1545), 
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6. unverändert 


7. Ansprüche nach folgenden Gesetzen in der je- 
weils geltenden Fassung: 

a) Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch 
das Sechsundzwanzigste Gesetz zur Ände- 
rung des Lastenausgleichsgesetzes vom 
24. August 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1537), 
Währungsausgleichsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Dezember 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1059), zuletzt geändert 
durch § 3 des Zwanzigsten Gesetzes zur Än- 
derung des Lastenausgleichsgesetzes vom 
15. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 806), Alt- 
sparergesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. April 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 169), zuletzt geändert durch § 3 des Sieb- 
zehnten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 4. August 1964 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 585), Flüchtlingshilfegesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Mai 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 681), Re- 
parationsschädengesetz vom 12. Februar 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105), zuletzt geän- 
dert durch § 2 des Dreiundzwanzigsten Ge- 
setzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes vom 23. Dezember 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1870), 

b) unverändert 


c) unverändert 
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Häftlingshilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 25. Juli 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 578) ; 

8. Ansprüche auf Entschädigungsleistungen nach 
dem Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer 
der nationalsozialistischen Verfolgung in der 
Fassung vom 29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 559) in der jeweils geltenden Fassung; 


9. Vermögensgegenstände, die Eltern oder Vor- 
eltern ihren Abkömmlingen durch Schenkung 
oder Übergabevertrag zugewandt hatten und 
das an diese Personen von Todes wegen zurück- 
fällt, 

10. der Verzicht auf die Geltendmachung des 
Pflichtteilsanspruchs oder des Erbersatzan- 
spruchs ; 

11. Zuwendungen unter Lebenden zum Zweck des 
angemessenen Unterhalts oder zur Ausbildung 
des Bedachten; 

12. Zuwendungen an Pensions- und Unterstützungs- 
kassen, die nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 des Vermö- 
gensteuergesetzes steuerfrei sind. Die Befreiung 
fällt mit Wirkung für die Vergangenheit weg, 
wenn die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Nr. 5 
des Vermögensteuergesetzes innerhalb von 
zehn Jahren nach der Zuwendung entfallen; 

13. die üblichen Gelegenheitsgeschenke; 

14. Anfälle an den Bund, ein Land oder eine inlän- 
dische Gemeinde (Gemeindeverband) sowie sol- 
che Anfälle, die ausschließlich Zwecken des Bun- 
des, eines Landes oder einer inländischen Ge- 
meine (Gemeindeverband) dienen; 

15. 


8. unverändert 


8a. ein steuerpflichtiger Erwerb bis zu 2000 Deut- 
sche Mark, der Personen anfällt, die dem Erb- 
lasser unentgeltlich oder gegen unzureichendes 
Entgelt Pflege oder Unterhalt gewährt haben, 
soweit das Zugewendete als angemessenes Ent- 
gelt anzusehen ist; 

9. Vermögensgegenstände, die Eltern oder Vor- 
eltern ihren Abkömmlingen durch Schenkung 
oder Übergabevertrag zugewandt hatten und 
die an diese Personen von Todes wegen zurück- 
fallen; 

10. unverändert 


11. unverändert 


12. Zuwendungen an Pensions- und Unterstützungs- 
kassen, die nach § 3 des Vermögensteuerge- 
setzes steuerfrei sind. Die Befreiung fällt mit 
Wirkung für die Vergangenheit weg, wenn die 
Voraussetzungen des § 3 des Vermögensteuer- 
gesetzes innerhalb von zehn Jahren nach der 
Zuwendung entfallen; 

13. unverändert 

14. unverändert 


Zuwendungen 

a) an inländische Religionsgesellschaften des 
öffentlichen Rechts oder an inländische jüdi- 
sche Kultusgemeinden, 

b) an inländische Körperschaften, Personenver- 
einigungen und Vermögensmassen, die nach 
der Satzung, Stiftung oder sonstigen Verfas- 
sung und nach ihrer tatsächlichen Geschäfts- 
führung ausschließlich und unmittelbar kirch- 
lichen, gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zwecken dienen. Die Befreiung fällt mit Wir- 
kung für die Vergangenheit weg, wenn die 
Voraussetzungen für die Anerkennung der 
Körperschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse als kirchliche, gemeinnüt- 
zige oder mildtätige Institution innerhalb 
von zehn Jahren nach der Zuwendung ent- 


15. Zuwendungen 

a) unverändert 


b) an inländische Körperschaften, Personenver- 
einigungen und Vermögensmassen, die nach 
der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der 
sonstigen Verfassung und nach ihrer tat- 
sächlichen Geschäftsführung ausschließlich 
und unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen 
oder mildtätigen Zwecken dienen. Die Be- 
freiung fällt mit Wirkung für die Vergangen- 
heit weg, wenn die Voraussetzungen für die 
Anerkennung der Körperschaft, Personen- 
vereinigung oder Vermögensmasse als kirch- 
liche, gemeinnützige oder mildtätige Institu- 
tion innerhalb von zehn Jahren nach der Zu- 
wendung entfallen und das Vermögen nicht 
begünstigten Zwecken zugeführt wird; 
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fallen und das Vermögen nicht begünstigten 
Zwecken zugeführt wird; 

16. Zuwendungen, die ausschließlich kirchlichen, 16. unverändert 
gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken ge- 
widmet sind, sofern die Verwendung zu dem 

bestimmten Zweck gesichert ist; 

17. Zuwendungen an politische Parteien im Sinne 17. unverändert 
des § 2 des Parteiengesetzes. 

(2) Angemessen im Sinne des Absatzes 1 Num- (2) unverändert 

mern 5 und 11 ist eine Zuwendung, die den Ver- 
mögensverhältnissen und der Lebensstellung des 

Bedachten entspricht. Eine dieses Maß übersteigen- 
de Zuwendung ist in vollem Umfang steuerpflichtig. 

(3) Jede Befreiungsvorschrift ist für sich anzu- (3) unverändert 

wenden. 


III. Berechnung der Steuer IH. Berechnung der Steuer 

§ 14 

Berücksichtigung früherer Erwerbe 

(1) Mehrere innerhalb von zehn Jahren von der- 
selben Person anfallende Vermögensvorteile wer- 
den in der Weise zusammengerechnet, daß dem letz- 
ten Erwerb die früheren Erwerbe nach ihrem frühe- 
ren Wert zugerechnet werden und von der Steuer 
für den Gesamtbetrag die Steuer abgezogen wird, 
welche für die früheren Erwerbe zur Zeit des letzten 
zu erheben gewesen wäre. Erwerbe, für die sich nach 
den steuerlichen Bewertungsgrundsätzen kein positi- 
ver Wert ergeben hat, bleiben unberücksichtigt. 

(2) Die durch jeden weiteren Erwerb veranlaßte 
Steuer darf nicht mehr betragen als 70 vom Hundert 
dieses Erwerbs. 

§ 15 

Steuerklassen 

(1) Nach dem persönlichen Verhältnis des Er- (1) unverändert 
werlDers zum Erblasser oder Schenker werden die 
folgenden vier Steuerklassen unterschieden. 

Steuerklasse I 


§ 15 

Steuerklassen 


§ 14 

unverändert 


1. Der Ehegatte, 

2. die Kinder. Als solche gelten 

a) die ehelichen und nichtehelichen Kinder, 

b) die Adoptivkinder und sonstige Personen, 
denen die rechtliche Stellung ehelicher Kinder 
zukommt, 

c) die Stiefkinder, 


s e s 


3. die Kinder verstorbener Kinder, jedoch die Kin- 
der der Adoptivkinder nur dann, wenn sich die 
Wirkungen der Adoption auch auf sie erstrecken. 
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Steuerklasse II 

Die Abkömmlinge der in Steuerklasse I Nr. 2 ge- 
nannten, soweit sie nicht zur Steuerklasse I Nr. 3 
gehören, jedoch die Abkömmlinge der Adoptivkin- 
der nur dann, wenn sich die Wirkungen der Adop- 
tion auch auf die Abkömmlinge erstrecken. 

Steuerklasse III 

1. Die Eltern und Voreltern, 

2. die Adoptiveltern, 

3. die Geschwister, 

4. die Abkömmlinge ersten Grades von Geschwi- 
stern, 

5. die Stiefeltern, 

6. die Schwiegerkinder, 

7. die Schwiegereltern, 

8. der geschiedene Ehegatte. 

Steuerklasse IV 

Alle übrigen Erwerber und die Zweckzuwendungen 

(2) In den Fällen des § 3 Abs. 2 Nr. 1 und des 
§ 7 Abs. 1 Nr. 8 ist der Besteuerung das Verwandt- 
schaftsverhältnis des nach der Stiftungsurkunde 
entferntest Berechtigten zu dem Erblasser oder 
Schenker, mindestens der Vomhundertsatz der 
Steuerklasse II zugrunde zu legen, sofern die Stif- 
tung wesentlich im Interesse einer Familie oder be- 
stimmter Familien im Inland errichtet ist. In den 
Fällen des § 7 Abs. 1 Nr. 9 gilt als Schenker der 
Stifter oder derjenige, der das Vermögen auf den 
Verein übertragen hat; der Besteuerung ist min- 
destens der Vomhundertsatz der Steuerklasse II 
zugrunde zu legen. 


(3) Im Falle des § 2269 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs und soweit der überlebende Ehegatte an die 
Verfügung gebunden ist, sind die mit dem ver- 
storbenen Ehegatten näher verwandten Erben und 
Vermächtnisnehmer als seine Erben anzusehen, so- 
weit sein Vermögen beim Tode des überlebenden 
Ehegatten noch vorhanden ist. § 6 Abs. 2 Satz 3 
bis 5 gilt entsprechend. 

§ 16 

Freibeträge und Besteuerungsgrenze 

(1) Steuerfrei bleibt in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Nr. 1 der Erwerb 

1 . des Ehegatten in Höhe von 
250 000 Deutsche Mark; 

2. der übrigen Personen der Steuerklasse I 
in Höhe von 

50 000 Deutsche Mark; 
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(2) In den Fällen des § 3 Abs. 2 Nr. 1 und des 
§ 7 Abs. 1 Nr. 8 ist der Besteuerung das Verwandt- 
schaftsverhältnis des nach der Stiftungsurkunde 
entferntest Berechtigten zu dem Erblasser oder 
Schenker zugrunde zu legen, sofern die Stiftung 
wesentlich im Interesse einer Familie oder bestimm- 
ter Familien im Inland errichtet ist. In den Fällen 
des § 7 Abs. 1 Nr. 9 gilt als Schenker der Stifter oder 
derjenige, der das Vermögen auf den Verein über- 
tragen hat; der Besteuerung ist mindestens der Vom- 
hundertsatz der Steuerklasse II zugrunde zu legen. 
In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 wird der doppelte 
Freibetrag nach § 16 Abs. 1 Nr. 2 gewährt; die Steuer 
ist nach dem Vomhundertsatz der Steuerklasse I zu 
berechnen, der für die Hälfte des steuerpflichtigen 
Vermögens gelten würde. 

(3) unverändert 


§ 16 

Freibeträge und Besteuerungsgrenze 

(1) Steuerfrei bleibt in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Nr. 1 der Erwerb 

1. unverändert 

2. der übrigen Personen der Steuerklasse I 
in der Höhe von 

70 000 Deutsche Mark; 
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3. der Personen der Steuerklasse II in Höhe von 
30 000 Deutsche Mark; 

4. der Personen der Steuerklasse III in Höhe von 
5 000 Deutsche Mark; 

5. der Personen der Steuerklasse IV in Höhe von 
2 000 Deutsche Mark. 

(2) An die Stelle des Freibetrags nach Absatz 1 
tritt in den Fällen, in denen sich die Besteue- 
rung auf Vermögen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 
beschränkt, eine Besteuerungsgrenze von 2 000 
Deutsche Mark. Übersteigt der Wert des steuer- 
pflichtigen Erwerbs (§ 10 Abs. 1) die Besteuerungs- 
grenze und kann die Steuer nicht aus der Hälfte 
des die Besteuerungsgrenze übersteigenden Betrags 
gedeckt werden, so bleibt sie insoweit unerhoben. 

§ 17 

Besonderer Versorgungsfreibetrag 

(1) Neben dem Freibetrag nach § 16 Abs. 1 
Nr. 1 wird dem überlebenden Ehegatten ein beson- 
derer Versorgungsfreibetrag von 250 000 Deutsche 
Mark gewährt. Der Freibetrag wird bei Ehegatten, 
denen aus Anlaß des Todes des Erblassers nicht 
der Erbschaftsteuer unterliegende Versorgungsbe- 
züge zustehen, um den nach § 14 des Bewertungs- 
gesetzes zu ermiUeinden Kapitälwert dieser Ver- 
sorgungsbezüge gekürzt. 

(2) Neben dem Freibetrag nach § 16 Abs. 1 Nr. 2 
wird Kindern im Sinne der Steuerklasse I Nr. 2 
(§ 15 Abs. 1) für Erwerbe von Todes wegen ein 
besonderer Versorgungsfreibetrag in folgender 
Höhe gewährt: 

1. bei einem Alter bis zu 5 Jahren in Höhe von 
50 000 Deutsche Mark; 

2. bei einem Alter von mehr als 5 bis zu 10 Jahren 
in Höhe von 

40 000 Deutsche Mark; 

3. bei einem Alter von mehr als 10 bis zu 15 Jahren 
in Höhe von 

30 000 Deutsche Mark; 

4. bei einem Alter von mehr als 15 bis zu 20 Jahren 
in Höhe von 

20 000 Deutsche Mark; 

5. bei einem Alter von mehr als 20 Jahren bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres in Höhe von 
10 000 Deutsche Mark. 

übersteigt der steuerpflichtige Erwerb (§ 10) unter 
Berücksichtigung früherer Erwerbe (§ 14) 150 000 
Deutsche Mark, so vermindert sich der Freibetrag 
nach den Nummern 1 bis 5 um den 150 000 Deutsche 
Mark übersteigenden Betrag. Stehen dem Kind aus 
Anlaß des Todes des Erblassers nicht der Erb- 
schaftsteuer unterliegende Versorgungsbezüge zu, 
so wird der Freibetrag um den nach § 13 Abs. 1 des 
Bewertungsgesetzes zu ermittelnden Kapitalwert 
dieser Versorgungsbezüge gekürzt. Bei der Berech- 
nung des Kapitalwerts ist von der nach den Ver- 
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3. der Personen der Steuerklasse II in Höhe von 
40 000 Deutsche Mark; 

4. der Personen der Steuerklasse III in Höhe von 
7000 Deutsche Mark; 

5. der Personen der Steuerklasse IV in Höhe von 
3000 Deutsche Mark. 

(2) unverändert 


§ 17 

unverändert 
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hältnissen am Stiditag (§ 11) voraussiditlichen 

Dauer der Bezüge auszugehen. 

§ 18 

Mitgliederbeiträge 

Beiträge an Personenvereinigungen, die nicht 
lediglich die Förderung ihrer Mitglieder zum Zweck 
haben, sind steuerfrei, soweit die von einem Mit- 
glied im Kalenderjahr der Vereinigung geleisteten 
Beiträge 500 Deutsche Mark nicht übersteigen. § 13 
Abs. 1 Nr. 15 und 17 bleibt unberührt. 


§ 19 

Steuersätze 

(1) Die Erbsdiaftsteuer wird nach folgenden 
Vomhundertsätzen erhoben: 

§ 19 

Steuersätze 

(1) Die Erbschaftsteuer wird nach folgenden 
Vomhundertsätzen erhoben: 

Wert des steuer- 
pflichtigen Erwerbs (§ 10) 


Vomhundertsatz 
in der Steuerklasse 

Wert des steuer- 
pflichtigen Erwerbs (§ 10) 

Vomhundertsatz 
in der Steuerklasse 

Deutsche Mark 

I 

1 n 

1 in 1 

IV 

1 d 11^ ^LlJl 1 1 1 ^Jli. 

Deutsche Mark 

I 1 

II 

1 in 

1 IV 

50 000 

3 

6 

11 

20 

50 000 

3 

6 

11 

20 

75 000 

3,5 

7 

12,5 

22 

75 000 

3,5 

7 

12,5 

22 

100 000 

4 

8 

14 

24 

100 000 

4 

8 

14 

24 

125 000 

4,5 

9 

15,5 

26 

125 000 

4,5 

9 

15,5 

26 

150 000 

5 

10 

17 

28 

150 000 

5 

10 

17 

28 

200 000 

5,5 

11 

18,5 

30 

200 000 

5,5 

11 

18,5 

30 

250 000 

6 

12 

20 

32 

250 000 

6 

12 

20 

32 

300 000 

6,5 

13 

21,5 

34 

300 000 

6,5 

13 

21,5 

34 

400 000 

7 

14 

23 

36 

400 000 

7 

14 

23 

36 

500 000 

7,5 

15 

24,5 

38 

500 000 

7,5 

15 

24,5 

38 

600 000 

8 

16 

26 

40 

600 000 

8 

16 

26 

40 

700 000 

8,5 

17 

27,5 

42 

700 000 

8,5 

17 

27,5 

42 

800 000 

9 

18 

29 

44 

800 000 

9 

18 

29 

44 

900 000 

9,5 

19 

30,5 

46 

900 000 

9,5 

19 

30,5 

46 

1 000 000 

10 

20 

32 

48 

1 000 000 

10 

20 

32 

48 

2 000 000 

11 

22 

34 

50 

2 000 000 

11 

22 

34 

50 

3 000 000 

12 

24 

36 

52 

3 000 000 

12 

24 

36 

52 

4 000 000 

13 

26 

38 

54 

4 000 000 

13 

26 

38 

54 

6 000 000 

14 

28 

40 

56 

6 000 000 

14 

28 

40 

56 

8 000 000 

16 

30 

43 

58 

8 000 000 

' 16 

30 

43 

58 

10 000 000 

18 

33 

46 

60 

10 000 000 

18 

33 

46 

60 

25 000 000 

21 

36 

49 

62 

25 000 000 

21 

36 

50 

62 

50 000 000 

24 

39 

52 

64 

50 000 000 

25 

40 

55 

64 

100 000 000 

27 

42 

56 

67 

100 000 000 

30 

45 

60 

67 

über 100 000 000 

30 

45 

60 

70 

über 100 000 000 

35 

50 

65 

70 


§ 18 

unverändert 
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(2) Ist im Falle des § 2 Abs. 1 Nr. 1 ein Teil des 
Vermögens der inländischen Besteuerung auf Grund 
eines Abkommens zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung entzogen, so ist die Steuer nach dem 
Steuersatz zu erheben, der für den ganzen Erwerb 
gelten würde. 

(3) Der Unterschied zwischen der Steuer, die sich 
bei Anwendung des Absatzes 1 ergibt, und der 
Steuer, die sich berechnen würde, wenn der Erwerb 
die letztvorhergehende Wertgrenze nicht überstie- 
gen hätte, wird nur insoweit erhoben, als er 

a) bei einem Steuersatz bis zu 30 vom Hundert aus 
der Hälfte, 

b) bei einem Steuersatz über 30 bis zu 50 vom 
Hundert aus drei Vierteln, 

c) bei einem Steuersatz über 50 vom Hundert aus 
neun Zehnteln 

des die Wertgrenze übersteigenden Betrages ge- 
deckt werden kann. 


IV. Steuerfestsetzung und Erhebung 
§ 20 

Steuerschuldner 

(1) Steuerschuldner ist der Erwerber, bei einer 
Schenkung auch der Schenker und bei einer Zweck- 
zuwendung der mit der Ausführung der Zuwen- 
dung Beschwerte. 

(2) Im Falle des § 4 sind die Abkömmlinge im 
Verhältnis der auf sie entfallenden Anteile, der 
überlebende Ehegatte für den gesamten Steuer- 
betrug Steuerschuldner. 

(3) Der Nachlaß haftet bis zur Auseinanderset- 
zung (§ 2042 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) für die 
Steuer der am Erbfall Beteiligten. 

(4) Der Vorerbe hat die durch die Vorerbschaft 
veranlaßte Steuer aus den Mitteln der Vorerbschaft 
zu entrichten. 

(5) Hat der Steuerschuldner den Erwerb oder 
Teile desselben vor Entrichtung der Erbschaftsteuer 
einem anderen unentgeltlich zugewendet, so haftet 
der andere in Höhe des Wertes der Zuwendung 
persönlich für die Steuer. 

(6) Versicherungsunternehmen, die vor Entrich- 
tung oder Sicherstellung der Steuer die von ihnen 
zu zahlende Versicherungssumme oder Leibrente in 
das Ausland zahlen oder ausländischen Berechtig- 
ten zur Verfügung stellen, haften in Höhe des aus- 
gezahlten Betrages für die Steuer. Das gleiche gilt 
für Personen, in deren Gewahrsam sich Vermögen 
des Erblassers befindet, soweit sie das Vermögen 
vorsätzlich oder fahrlässig vor Entrichtung oder 
Sicherstellung der Steuer in das Ausland bringen 
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(2) unverändert 


(3) unverändert 


IV. Steuerfestsetzung und Erhebung 
§ 20 

Steuerschuldner 

(1) Steuerschuldner ist der Erwerber, bei einer 
Schenkung auch der Schenker, bei einer Zweckzu- 
wendung der mit der Ausführung der Zuwendung 
Beschwerte und in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 
die Stiftung oder der Verein. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Versicherungsunternehmen, die vor Entrich- 
tung oder Sicherstellung der Steuer die von ihnen 
zu zählende Versicherungssumme oder Leibrente 
in ein Gebiet außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes zahlen oder außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes wohnhaften Berechtigten 
zur Verfügung stellen, haften in Höhe des ausge- 
zahlten Betrages für die Steuer. Das gleiche gilt für 
Personen, in deren Gewahrsam sich Vermögen des 
Erblassers befindet, soweit sie das Vermögen vor- 
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oder ausländischen Berechtigten zur Verfügung 
stellen. 


(7) Die Haftung nach Absatz 6 ist nicht geltend 
zu machen, wenn der in einem Steuerfall ins Aus- 
land gezahlte oder ausländischen Berechtigten zur 
Verfügung gestellte Betrag 1 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt. 


§ 21 

Anrechnung ausländischer Erbschaftsteuer 

(1) Bei Erwerbern, die in einem ausländischen 
Staat mit ihrem Auslandsvermögen zu einer der 
deutschen Erbschaftsteuer entsprechenden Steuer 
— > ausländische Steuer — herangezogen werden, ist 
in den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 1, sofern nicht die 
Vorschriften eines Abkommens zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung anzuwenden sind, auf 
Antrag die festgesetzte, auf den Erwerber entfal- 
lende, gezahlte und keinem Ermäßigungsanspruch 
unterliegende ausländische Steuer insoweit auf die 
deutsche Erbschaftsteuer anzurechnen, als das Aus- 
landsvermögen auch der deutschen Erbschaftsteuer 
unterliegt. Besteht der Erwerb nur zum Teil aus 
Auslandsvermögen, so ist der darauf entfallende 
Teilbetrag der deutschen Erbschaftsteuer in der 
Weise zu ermitteln, daß die für das steuerpflichtige 
Gesamtvermögen einschließlich des steuerpflichti- 
gen Auslandsvermögens sich ergebende Erbschaft- 
steuer im Verhältnis des steuerpflichtigen Auslands- 
vermögens zum steuerpflichtigen Gesamtvermögen 
aufgeteilt wird. Ist das Auslandsvermögen in ver- 
schiedenen ausländischen Staaten belegen, so ist 
dieser Teil für jeden einzelnen ausländischen Staat 
gesondert zu berechnen. Die ausländische Steuer 
ist nur anrechenbar, wenn die deutsche Erbschaft- 
steuer für das Auslandsvermögen innerhalb von 
fünf Jahren seit dem Zeitpunkt der Entstehung der 
ausländischen Erbschaftsteuer entstanden ist. 

(2) Als Auslandsvermögen im Sinne des Ab- 
satzes 1 gelten, 

1. wenn der Erblasser zur Zeit seines Todes Inlän- 
der war; alle Vermögensgegenstände der in 
§ 121 des Bewertungsgesetzes genannten Art, die 
auf einen ausländischen Staat entfallen, sowie 
alle Nutzungsrechte an diesen Vermögensgegen- 
ständen, 

2. wenn der Erblasser zur Zeit seines Todes kein 
Inländer war: alle Vermögensgegenstände mit 
Ausnahme des Inlandsvermögens im Sinne des 
§ 121 des Bewertungsgesetzes sowie alle Nut- 
zungsrechte an diesen Vermögensgegenständen. 

(3) Der Erwerber hat den Nachweis über die 
Höhe des Auslandsvermögens und über die Fest- 
setzung und Zahlung der ausländischen Steuer 
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sätzlich oder fahrlässig vor Entrichtung oder Sicher- 
stellung der Steuer in ein Gebiet außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes bringen oder 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
wohnhaften Berechtigten zur Verfügung stellen. 

(7) Die Haftung nach Absatz 6 ist nicht geltend 
zu machen, wenn der in einem Steuerfall in ein Ge- 
biet außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes gezahlte oder außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes wohnhaften Berechtigten zur Ver- 
fügung gestellte Betrag 1000 Deutsche Mark nicht 
übersteigt. 

§ 21 

unverändert 
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durch Vorlage entsprechender Urkunden zu führen. 
Sind diese Urkunden in einer fremden Sprache ab- 
gefaßt, so kann eine beglaubigte Übersetzung in 
die deutsche Sprache verlangt werden. 

(4) Ist nach einem Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung die in einem ausländischen 
Staat erhobene Steuer auf die Erbschaftsteuer anzu- 
rechnen, so sind die Absätze 1 bis 3 entsprechend 
anzuwenden. 

§ 22 

Kleinbetragsgrenze 

Von der Festsetzung der Erbschaftsteuer ist 
abzusehen, wenn die Steuer, die für den ein- 
zelnen Steuerfall festzusetzen ist, den Betrag von 
50 Deutsche Mark nicht übersteigt. 

§23 

Besteuerung von Renten, Nutzungen und Leistungen 

(1) Steuern, die von dem Kapitalwert von Ren- 
ten oder anderen wiederkehrenden Nutzungen oder 
Leistungen zu entrichten sind, können nach Wahl 
des Erwerbers statt vom Kapitalwert jährlich im 
voraus von dem Jahreswert entrichtet werden. Die 
Steuer wird in diesem Falle nach dem Steuersatz er- 
hoben, der sich nach § 19 für den gesamten Erwerb 
einschließlich des Kapitalwerts der Renten oder an- 
deren wiederkehrenden Nutzungen oder Leistungen 
ergibt. 

(2) Der Erwerber hat das Recht, die Jahressteuer 
zum jeweils nächsten Fälligkeitstermin mit ihrem 
Kapitalwert abzulösen. Für die Ermittlung des Ka- 
pitalwerts im Ablösungszeitpunkt sind die Vorschrif- 
ten der §§ 13 und 14 des Bewertungsgesetzes anzu- 
wenden. Der Antrag auf Ablösung der Jahressteuer 
ist spästens bis zum Beginn des Monats zu stellen, 
der dem Monat vorausgeht, in dem die nächste 
Jahressteuer fällig wird. 


§ 24 

Aussetzung der Versteuerung 

(1) Beim Erwerb von Vermögen, dessen Nutzung 
einem anderen als dem Steuerpflichtigen zustehL 
kann der Pflichtige verlangen, daß die Versteuerung 
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§ 22 

unverändert 


§ 23 

unverändert 


§ 23 a 

Verrentung der Steuerschuld 
in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 

In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 kann der 
Steuerpflichtige verlangen, daß die Steuer in 30 glei- 
chen jährlichen Teilbeträgen (Jahresbeträgen) zu 
entrichten ist. Die Summe der Jahresbeträge umfaßt 
die Tilgung und die Verzinsung der Steuer; dabei 
ist von einem Zinssatz von 5,5 vom Hundert auszu- 
gehen. 

§ 24 

Aussetzung der Versteuerung 

(1) Beim Erwerb von Vermögen, dessen Nutzun- 
gen einem anderen als dem Erwerber zustehen oder 
das mit einer Rentenverpflichtung oder mit der 
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bis zum Erlöschen des Nutzungsrechts ausgesetzt 
bleibt. 


(2) Geht in dem Falle des Absazes 1 das mit dem 
Nutzungsrecht belastete Vermögen vor dem Erlö- 
schen des Nutzungsrechts durch Erbfolge auf einen 
anderen über, so wird die Steuer für diesen Über- 
gang nicht erhoben, vielmehr tritt die gleiche Be- 
handlung ein, wie wenn derjenige, dem das Ver- 
mögen zur Zeit des Erlöschens gehört, das Ver- 
mögen unmittelbar von dem ursprünglichen Erb- 
lasser erworben hätte. 
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Verpflichtung zu einer sonstigen Leistung belastet 
ist, ist die Versteuerung nach der Wahl des Erwer- 
bers 

a) bis zum Erlöschen des Nutzungsrechts oder in 
dem Verhältnis auszusetzen, in dem der Jahres- 
ertrag des Vermögens durch die Rente oder die 
sonstige Leistung gemindert ist oder 

b) nach den Verhältnissen im Zeitpunkt des Er- 
werbs ohne Berücksichtigung dieser Belastungen 
durchzuführen. In diesem Fall ist die Steuer bis 
zum Erlöschen der Belastungen insoweit zu stun- 
den, als sie auf den Kapitalwert der Belastungen 
entfällt; § 127 a Abs. 2 der Reichsabgabenord- 
nung findet keine Anwendung. 

(2) Geht im Fall des Absatzes 1 Buchstabe a das 
belastete Vermögen vor dem Erlöschen der Bela- 
stung durch Erbfolge auf einen anderen über, so 
wird die Steuer für diesen Übergang nicht erhoben; 
vielmehr tritt die gleiche Behandlung ein, wie wenn 
derjenige, dem das Vermögen zur Zeit des Erlö- 
schens gehört, das Vermögen unmittelbar von dem 
ursprünglichen Erblasser oder Schenker erworben 
hätte. 

(3) überträgt der Erwerber im Fall des Absatzes 1 
Buchstabe a das belastete Vermögen vor dem Erlö- 
schen der Belastung unentgeltlich, so endet für ihn 
insoweit die Aussetzung der Versteuerung mit dem 
Zeitpunkt der Ausführung der Zuwendung. Die 
Steuer für seinen Erwerb bemißt sich nach dem 
Wert, der sich für das übertragene Vermögen nach 
Abzug der Belastung nach Absatz 1 oder 2 in die- 
sem Zeitpunkt ergibt. Bei der Ermittlung der Bela- 
stung nach Absatz 1 kann als Jahreswert der Nut- 
zung höchstens der achtzehnte Teil des Wertes ange- 
setzt werden, der sich nach den Vorschriften des 
Bewertungsgesetzes für das belastete Vermögen, 
vermindert um sonstige Belastungen, ergibt. Bei der 
Ermittlung der Belastung nach Absatz 2 kann als 
abzugsfähiger Jahresbetrag der Rente höchstens der 
Betrag angesetzt werden, der dem Verhältnis des 
Jahreswertes der Rente zum Jahresertrag des bela- 
steten Vermögens entspricht. 

(4) Veräußert der Erwerber das belastete Ver- 
mögen vor dem Erlöschen der Belastung ganz oder 
teilweise, so endet insoweit die Aussetzung der Ver- 
steuerung oder die Stundung mit dem Zeitpunkt der 
Veräußerung. 


§ 24 a 

Ermäßigung der Steuer bei Aufhebung einer 
Familienstiftung oder Auflösung eines Vereins 

In den Fällen des § 7 Abs. 1 Nr. 9 ist auf die nach 
§15 Abs. 2 Satz 2 zu ermittelnde Steuer die nach 
§15 Abs. 2 Satz 3 festgesetzte Steuer anteilsmäßig 
anzurechnen 

a) mit 50 vom Hundert, wenn seit der Entstehung 
der anrechenbaren Steuer nicht mehr als zwei 
Jahre, 

b) mit 25 vom Hundert, wenn seit der Entstehung 
der anrechenbaren Steuer mehr als zwei Jahre, 
aber nicht mehr als vier Jahre vergangen sind. 
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§ 25 

Mehrfacher Erwerb desselben Vermögens 

(1) Fällt Personen der Steuerklasse I oder II von 
Todes wegen Vermögen an, das in den letzten zehn 
Jahren vor dem Erwerb bereits von Personen der 
gleichen Steuerklasse erworben worden ist und für 
das nach diesem Gesetz eine Steuer zu erheben war, 
so ermäßigt sich der auf dieses Vermögen entfallen- 
de Steuerbetrag vorbehaltlich des Absatzes 3 wie 
folgt: 

um 

vom wenn zwischen den beiden Zeitpunkten 

Hun- der Entstehung der Steuer liegen 

dert 

50 nicht mehr als 1 Jahr 

45 mehr als 1 Jahr, aber nicht mehr als 2 Jahre 

40 mehr als 2 Jahre, aber nicht mehr als 3 Jahre 

35 mehr als 3 Jahre, aber nicht mehr als 4 Jahre 

30 mehr als 4 Jahre, aber nicht mehr als 5 Jahre 

25 mehr als 5 Jahre, aber nicht mehr als 6 Jahre 

20 mehr als 6 Jahre, aber nicht mehr als 8 Jahre 

10 mehr als 8 Jahre, aber nicht mehr als 10 Jahre 

(2) Zur Ermittlung des Steuerbetrugs, der auf das 
begünstigte Vermögen entfällt, ist die Steuer für 
den Gesamterwerb in dem Verhältnis aufzuteilen, in 
dem der Wert des begünstigten Vermögens zu dem 
Wert des steuerpflichtigen Gesamterwerbs ohne Ab- 
zug des dem Erwerber zustehenden Freibetrags 
steht. Dabei ist der Wert des begünstigten Vermö- 
gens um den früher gewährten Freibetrag oder, 
wenn dem Erwerber ein höherer Freibetrag zusteht, 
um diesen höheren Freibetrag zu kürzen. Ist im letz- 
teren Fall der Gesamterwerb höher als der Wert des 
begünstigten Vermögens, so ist das begünstigte 
Vermögen um den Teil des höheren Freibetrags zu 
kürzen, der dem Verhältnis des begünstigten Ver- 
mögens zum Gesamterwerb entspricht. 

(3) Die Ermäßigung nach Absatz 1 darf den Be- 
trag nicht überschreiten, der sich bei Anwendung der 
in Absatz 1 genannten Hundertsätze auf die Steuer 
ergibt, die der Vorerwerber für den Ewerb dessel- 
ben Vermögens entrichtet hat. 

§ 26 

Stundung 

Gehört zum Erwerb Betriebsvermögen oder land- 
und forstwirtschaftliches Vermögen, so ist dem Er- 
werber die darauf entfallende Erbschaftsteuer auf 
Antrag bis zu fünf Jahren insoweit zu stunden, als 
dies zur Erhaltung des Betriebs notwendig ist? 
§§ 220, 221 der Abgabenordnung sind anzuwenden. 
§ 203 der Abgabenordnung bleibt unberührt. 
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§ 25 

Mehrfacher Erwerb desselben Vermögens 

(1) Fällt Personen der Steuerklasse I oder II von 
Todes wegen Vermögen an, das in den letzten zehn 
Jahren vor dem Erwerb bereits von Personen dieser 
Steuerklassen erworben worden ist und für das 
nach diesem Gesetz eine Steuer zu erheben war, so 
ermäßigt sich der auf dieses Vermögen entfallende 
Steuerbetrag vorbehaltlich des Absatzes 3 wie folgt: 


um 

vom wenn zwischen den beiden Zeitpunkten 

Hun- der Entstehung der Steuer liegen 

dert 

I 

I 

50 ■ nicht mehr als 1 Jahr 

I 

45 I mehr als 1 Jahr, aber nicht mehr als 2 Jahre 

40 mehr als 2 Jahre, aber nicht mehr als 3 Jahre 

35 mehr als 3 Jahre, aber nicht mehr als 4 Jahre 

30 mehr als 4 Jahre, aber nicht mehr als 5 Jahre 

25 mehr als 5 Jahre, aber nicht mehr als 6 Jahre 

20 mehr als 6 Jahre, aber nicht mehr als 8 Jahre 

10 mehr als 8 Jahre, aber nicht mehr als 10 Jahre 

I 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 26 

Stundung 

(1) Gehört zum Erwerb Betriebsvermögen oder 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen, so ist dem 
Erwerber die darauf entfallende Erbschaftsteuer auf 
Antrag bis zu fünf Jahren insoweit zu stunden, als 
dies zur Erhaltung des Betriebs notwendig ist; 
§ 127 a Abs. 2 der Reicbsabgabenordnung ist anzu- 
wenden. § 127 der Reicbsabgabenordnung bleibt 
unberührt. 
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§27 

Erlöschen der Steuer in besonderen Fällen 

(1) Die Steuer erlischt mit Wirkung für die Ver- 
gangenheit, 

1. soweit ein Geschenk wegen eines Rückforde- 
rungsrechts herausgegeben werden mußte; 

2. soweit die Herausgabe gemäß § 528 Abs. 1 Satz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs angewendet wor- 
den ist; 

3. soweit in den Fällen des § 5 Abs. 2 unentgelt- 
liche Zuwendungen auf die Ausgleichsforderung 
angerechnet worden sind (§ 1380 Abs. 1 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs). 

(2) Der Erwerber ist für den Zeitraum, für den 
ihm die Nutzungen des zugewendeten Vermögens 
zugestanden haben, wie ein Nießbraucher zu be- 
handeln. 

§ 28 

Anzeige des Erwerbs 

(1) Jeder der Erbschaftsteuer unterliegende Er- 
werb (§ 1) ist vom Erwerber, bei einer Zweckzu- 
wendung vom Beschwerten binnen einer Frist von 
drei Monaten nach erlangter Kenntnis von dem An- 
fall oder von dem Eintritt der Verpflichtung dem für 
die Verwaltung der Erbschaftsteuer zuständigen Fi- 
nanzamt anzuzeigen. 

(2) Erfolgt der steuerpflichtige Erwerb durch ein 
Rechtsgeschäft unter Lebenden, so ist zur Anzeige 
auch derjenige verpflichtet, aus dessen Vermögen 
der Erwerb stammt. 

(3) Einer Anzeige bedarf es nicht, wenn der Er- 
werb auf einer von einem deutschen Gericht, einem 
deutschen Notar oder einem deutschen Konsul eröff- 
neten Verfügung von Todes wegen beruht und sich 
aus der Verfügung das Verhältnis des Erwerbers 
zum Erblasser unzweifelhaft ergibt. Das gleiche gilt, 
wenn eine Schenkung unter Lebenden oder eine 
Zweckzuwendung gerichtlich oder notariell beurkun- 
det ist. 

(4) Die Anzeige soll folgende Angaben enthalten: 

1. Vorname und Familienname, Beruf, Wohnung 
des Erblassers oder Schenkers und des Erwer- 
bers, 

2. Todestag und Sterbeort des Erblassers oder Zeit- 
punkt der Ausführung der Schenkung, 

3. Gegenstand und Wert des Erwerbs, 

4. Rechtsgrund des Erwerbs wie gesetzliche Erb- 
folge, Vermächtnis, Ausstattung, 

5. persönliches Verhältnis des Erwerbers zum Erb- 
lasser oder zum Schenker wie Verwandtschaft, 
Schwägerschaft, Dienstverhältnis, 
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(2) Absatz 1 findet in den Fällen des § 1 Abs. 1 
Nr. 4 entsprechende Anwendung. 

§ 27 

Erlöschen der Steuer in besonderen Fällen 

(1) Die Steuer erlischt mit Wirkung für die Ver- 
gangenheit, 

1. soweit ein Geschenk wegen eines Rückforde- 
rungsrechts herausgegeben werden mußte; 

2. soweit die Herausgabe gemäß § 528 Abs. 1 Satz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs abgewendet wor- 
den ist; 

3. unverändert 


(2) unverändert 


§ 28 

unverändert 
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6. frühere Zuwendungen des Erblassers oder Schen- 
kers an den Erwerber nach Art, Wert und Zeit- 
punkt der einzelnen Zuwendung. 

§29 

Steuererklärung 

(1) Das Finanzamt kann von den zur Anzeige 
Verpflichteten innerhalb einer von ihm zu bestim- 
menden Frist die Abgabe einer Erklärung verlan- 
gen. Die Frist muß mindestens einen Monat betra- 
gen. 

(2) Die Erklärung hat ein Verzeichnis der zum 
Nachlaß gehörenden Gegenstände und die sonstigen 
für die Feststellung des Gegenstandes und des Wer- 
tes des Erwerbs erforderlichen Angaben zu enthal- 
ten. 

(3) In den Fällen der fortgesetzten Gütergemein- 
schaft kann das Finanzamt die Steuererklärung 
allein von dem überlebenden Ehegatten verlangen. 

(4) Sind mehrere Erben vorhanden, so sind sie 
berechtigt, die Steuererklärung gemeinsam abzu- 
geben. In diesem Fall ist die Steuererklärung von 
allen Beteiligten zu unterschreiben. Sind an dem 
Erbfall außer den Erben noch weitere Personen be- 
teiligt, so können diese im Einverständnis mit den 
Erben in die gemeinsame Steuererklärung einbezo- 
gen werden. 

(5) Ist ein Testamentsvollstrecker oder Nachlaß- 
verwalter vorhanden, so ist die Steuererklärung von 
diesem abzugeben. Das Finanzamt kann verlangen, 
daß die Steuererklärung auch von einem oder meh- 
reren Erben mitunterschrieben wird. 

(6) Ist ein Nachlaßpfleger bestellt, so ist dieser 
zur Abgabe der Steuererklärung verpflichtet. 


§30 

Bekanntgabe des Steuerbescheides an Vertreter 

(1) In den Fällen des § 29 Abs. 5 ist der Steuer- 
bescheid abweichend von § 128 Abs. 1 der Abgaben- 
ordnung dem Testamentsvollstrecker oder Nachlaß- 
verwalter bekanntzugeben. Diese Personen haben 
für die Bezahlung der Erbschaftsteuer zu sorgen. Auf 
Verlangen des Finanzamts ist aus dem Nachlaß 
Sicherheit zu leisten. 

(2) In den Fällen des § 29 Abs. 6 ist der Steuer- 
bescheid dem Nachlaßpfleger bekanntzugeben. Ab- 
satz 1 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzu wenden. 
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§ 29 

Steuererklärung 

(1) Das Finanzamt kann von jedem an einem Erb- 
fall, an einer Schenkung oder an einer Zweckzuwen- 
dung Beteiligten ohne Rücksicht darauf, ob er selbst 
steuerpflichtig ist, die Abgabe einer Erklärung inner- 
halb einer von ihm zu bestimmenden Frist verlangen. 
Die Frist muß mindestens einen Monat betragen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 

(7) Das Finanzamt kann verlangen, daJß eine 
Steuererklärung auf einem Vordruck nach amtlich 
bestimmtem Muster abzugeben ist, in der der Steuer- 
schuldner die Steuer selbst zu berechnen hat. Der 
Steuerschuldner hat die selbstberechnete Steuer 
innerhalb eines Monats nach Abgabe der Steuer- 
erklärung zu entrichten. 

§ 30 

Bekanntgabe des Steuerbescheides an Vertreter 

(1) In den Fällen des § 29 Abs. 5 ist der Steuer- 
bescheid abweichend von § 91 Abs, 1 der Reichsab- 
gabenordnung dem Testamentsvollstrecker oder 
Nachlaßverwalter bekanntzugeben. Diese Personen 
haben für die Bezahlung der Erbschaftsteuer zu sor- 
gen. Auf Verlangen des Finanzamts ist aus dem 
Nachlaß Sicherheit zu leisten. 

(2) unverändert 


27 



Drucksache 7/1329 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Gesetzentwurf Beschlüssedes 7. Ausschusses 

§31 § 31 

Anzeigepflidit der Vermögensverwahrer, unverändert 

Vermögens Verwalter und Versidierungs- 
unternehmen 

(1) Wer sich geschäftsmäßig mit der Verwahrung 


oder Verwaltung fremden Vermögens befaßt, hat 
diejenigen in seinem Gewahrsam befindlichen Ver- 
mögensgegenstände und diejenigen gegen ihn ge- 
richteten Forderungen, die beim Tod eines Erblas- 
sers zu dessen Vermögen gehörten oder über die 
dem Erblasser zur Zeit seines Todes die Verfügungs- 
macht zustand, dem für die Verwaltung der Erb- 
schaftsteuer zuständigen Finanzamt anzuzeigen. Die 
Anzeige ist zu erstatten: 

1. in der Regel: 

innerhalb eines Monats, seitdem der Todesfall 
dem Verwahrer oder Verwalter bekanntgewor- 
den ist; 

2. wenn der Erblasser zur Zeit seines Todes Ange- 
höriger eines ausländischen Staats war und nach 
einer Vereinbarung mit diesem Staat der Nachlaß 
einem konsularischen Vertreter auszuhändigen 
ist: 

spätestens bei der Aushändigung des Nachlas- 
ses. 

(2) Wer auf den Namen lautende Aktien oder 
Schuldverschreibungen ausgegeben hat, hat dem 
Finanzamt von dem Antrag, solche Wertpapiere 
eines Verstorbenen auf den Namen anderer umzu- 
schreiben, vor der Umschreibung Anzeige zu erstat- 
ten. 

(3) Versicherungsunternehmen haben, bevor sie 
Versicherungssummen oder Leibrenten einem an- 
deren als dem Versicherungsnehmer auszahlen oder 
zur Verfügung stellen, hiervon dem Finanzamt An- 
zeige zu erstatten. 

(4) Zuwiderhandlungen gegen diese Pflichten 
werden als Steuerordnungswidrigkeit mit Geldbuße 
geahndet. 

§32 

Anzeigepflicht der Gerichte, Behörden, Beamten 
und Notare 

(1) Die Gerichte, Behörden, Beamten und Notare 
haben dem für die Verwaltung der Erb schafts teuer 
zuständigen Finanzamt Anzeige zu erstatten über 
diejenigen Beurkundungen, Zeugnisse und Anord- 
nungen, die für die Festsetzung einer Erbschaftsteuer 
von Bedeutung sein können. 

(2) Insbesondere haben anzuzeigen: 

1. die Standesämter: 
die Sterbefälle; 

2. die Gerichte und die Notare: 

die Erteilung von Erbscheinen, die Zeugnisse 
über die Fortsetzung der Gütergemeinschaft, die 


§ 32 

Anzeigepflicht der Gerichte, Behörden, Beamten 
und Notare 

(1) unverändert 


(2) Insbesondere haben anzuzeigen: 

1. unverändert 

2. die Gerichte und die Notare: 

die Erteilung von Erbscheinen, Testamentsvoll- 
stredcerzeugnissen und Zeugnissen über die Fort- 
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Todeserklärungen und die Anordnung von Nach- 
laßpflegschaften; 


3. die Gerichte, die Notare und die deutschen Kon- 
suln: 

die eröffneten Verfügungen von Todes wegen, 
die abgewickelten Erbauseinandersetzungen, die 
beurkundeten Vereinbarungen der Gütergemein- 
schaft und die beurkundeten Schenkungen und 
Zweckzuwendungen. 

§33 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) örtlich zuständig für die Steuerfestsetzung 
ist in den Fällen, in denen der Erblasser zur Zeit 
seines Todes oder der Schenker zur Zeit der Aus- 
führung der Zuwendung ein Inländer war, das Fi- 
nanzamt, das sich bei sinngemäßer Anwendung der 
§§ 21 Abs, 1 und 22 der Abgabenordnung ergibt. 
Im Fall der Steuerpflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
staben b und c richtet sich die Zuständigkeit nachdem 
letzten inländischen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt des Erblassers oder Schenkers. 

(2) Die örtliche Zuständigkeit bestimmt sich nach 
den Verhältnissen des Erwerbers, bei Zweckzuwen- 
dungen nach den Verhältnissen des Beschwerten, zur 
Zeit des Erwerbs, wenn 

1. bei einer Schenkung unter Lebenden der Erwer- 
ber, bei einer Zweckzuwendung unter Lebenden 
der Beschwerte, eine Körperschaft, Personenver- 
einigung oder Vermögensmasse ist, oder 

2. der Erblasser zur Zeit seines Todes oder der 
Schenker zur Zeit der Ausführung der Zuwen- 
dung kein Inländer war. Sind an einem Erbfall 
mehrere inländische Erwerber mit Wohnsitz oder 
gewöhnlichem Aufenthalt in verschiedenen Fi- 
nanzamtsbezirken beteiligt, so ist das Finanzamt 
örtlich zuständig, das zuerst mit der Sache be- 
faßt wird. 

(3) Bei Schenkungen und Zweckzuwendungen un- 
ter Lebenden von einer Erbengemeinschaft ist das 
Finanzamt zuständig, das für die Bearbeitung des 
Erbfalls zuständig ist oder sein würde. 

(4) In den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 ist das Fi- 
nanzamt örtlich zuständig, das sich bei sinngemäßer 
Anwendung des § 21 Abs. 2 der Abgabenordnung 
ergibt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Setzung der Gütergemeinschaft, die Beschlüsse 
über Todeserklärungen sowie die Anordnung 
von Nachlaßpflegschaften und Nachlaßverwal- 
tungen; 

3. unverändert 


§ 33 

örtliche Zuständigkeit 

(1) örtlich zuständig für die Steuerfestsetzung 
ist in den Fällen, in denen der Erblasser zur Zeit 
seines Todes oder der Schenker zur Zeit der Aus- 
führung der Zuwendung ein Inländer war, das Fi- 
nanzamt, das sich bei sinngemäßer Anwendung des 
§ 73 a der Reichsabgabenordnung ergibt. Im Fall der 
Steuerpflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben b und 
c richtet sich die Zuständigkeit nach dem letzten 
inländischen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent- 
halt des Erblassers oder Schenkers. 

(2) u n v e r ä n u e i L 


(3) unverändert 


(4) In den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 ist das 
Finanzamt örtlich zuständig, das sich bei sinngemä- 
ßer Anwendung des § 73 a Abs. 5 der Reichsabgaben- 
ordnung ergibt. 
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V. Ermächtigungs- und Schlußvorschriften 

§34 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates 

1. zur Durchführung dieses Gesetzes Rechtsverord- 
nungen zu erlassen, soweit dies zur Wahrung 
der Gleichmäßigkeit bei der Besteuerung, zur Be- 
seitigung von Unbilligkeiten in Härtefällen oder 
zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens 
erforderlich ist, und zwar über 

a) die Abgrenzung der Steuerpflicht, 

b) die Feststellung und die Bewertung des Er- 
werbs von Todes wegen, der Schenkungen 
unter Lebenden und der Zwedczuwendungen, 
auch soweit es sich um den Inhalt von Schließ- 
fächern handelt, 

c) die Steuerfestsetzung, die Anwendung der 
Tarifvorschriften und die Steuerentrichtung, 

d) die Anzeige- und Erklärungspflicht der 
Steuerpflichtigen, 

e) 6,ie Anzeige-, Mitteilungs- und Ubersendungs- 
pflichten der Gerichte, Behörden, Beamten und 
Notare, der Versicherungsuntemehmen, der 
Vereine und Berufsverbände, die mit einem 
Versicherungsunternehmen die Zahlung einer 
Versicherungssumme für den Fall des Todes 
ihrer Mitglieder vereinbart haben, der ge- 
schäftsmäßigen Verwahrer und Verwalter 
fremden Vermögens, auch soweit es sich um 
in ihrem Gewahrsam befindliche Vermögens- 
gegenstände des Erblassers handelt, sowie 
derjenigen, die auf den Namen lautende 
Aktien oder Schuldverschreibungen ausgege- 
ben haben; 

2. Vorschriften durch Rechtsverordnung zu erlassen 
über die sich aus der Aufhebung oder Änderung 
von Vorschriften dieses Gesetzes ergebenden 
Rechtsfolgen, soweit dies zur Wahrung der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung oder zur Be- 
seitigung von Unbilligkeiten in Härtefällen erfor- 
derlich ist. 

(2) Der für die Finanzen zuständige Bundesmini- 
ster wird ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes 
und der zu diesem Gesetz erlassenen Durchführungs- 
verordnung in der jeweils geltenden Fassung mit 
neuem Datum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§35 

Anwendung 

Dieses Gesetz findet auf Erwerbe Anwendung, für 
welche die Steuer nach dem 31. Dezember 1973 ent- 
standen ist oder entsteht. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

V. Ermächtigungs- und Schlußvorschriften 

§ 34 

unverändert 


§ 35 

Anwendung 

Dieses Gesetz findet mit Ausnahme des § 3 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 2 auf Erwerbe Anwendung, für welche die 
Steuer nach dem 31. Dezember 1973 entstanden ist 
oder entsteht. § 3 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 findet auf Er- 
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§36 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
{Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 37 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

werbe Anwendung, für welche die Steuer nach dem 
31. Dezember 1974 entstanden ist oder entsteht. 

§ 36 

unverändert 


§ 37 

unverändert 


Artikel 2a 

Sondervorschriften für die Anwendung 
der Einheits werte 1964 

Während der Geltungsdauer der auf den Wert- 
verhältnissen am 1. Januar 1964 beruhenden Ein- 
heitswerte des Grundbesitzes sind Grundstücke 
(§ 70 des Bewertungsgesetzes) und Betriebsgrund- 
stüdce im Sinne des § 99 Abs. 1 Nr. 1 des Bewer- 
tungsgesetzes für die Erbschaft- und Schenkung- 
steuer mit 140 vom Hundert des Einheitswerts anzu- 
setzen. Das gilt entsprechend für die nach § 12 Abs. 3 
und 4 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerge- 
setzes maßgebenden Werte. 

Artikel 2b 

Änderung der Reichsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 161), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Wahrung der steuerlichen Gleidimäßig- 
keit bei Auslandsbeziehungen und zur Verbes- 
serung der steuerlichen Wettbewerbslage bei 
Auslandsinvestitionen vom 8. September 1972 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1713), wird mit Wirkung ab 
1. Januar 1974 wie folgt geändert: 

1. In § 73 a Abs. 1 werden die Worte „der §§ 72 
und 74" durch die Worte „des § 72" ersetzt. 

2. §§ 74, 187 a und 189 a werden gestrichen. 

Artikel 2c 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Gesetz zur Wahrung der steuerlichen Gleich- 
mäßigkeit bei Auslandsbeziehungen und zur Ver- 
besserung der steuerlichen Wettbewerbslage bei 
Auslandsinvestitionen vom 8. September 1972 (Bun- 
desgesetzbl. IS. 1713) wird wie folgt geändert: 
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1. In § 2 Abs. 4 werden die Worte „des Absatzes 1 
Satz 2 und des Absatzes 3“ durch die Worte „der 
Absätze 1 und 3'' ersetzt. 


2. In § 3 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„§ 2 Abs. 1" die Worte „Satz 1“ eingefügt. 


3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „§ 8 Abs. 1 Nr. 2" werden jeweils 
durch die Worte „§ 2 Abs. 1 Nr. 2" ersetzt; 

b) in Absatz 1 werden nach den Worten „§ 2 
Abs. 1" die Worte „Satz 1" eingefügt. 


4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Sind natürliche Personen, die in den 
letzten zehn Jahren vor dem Ende ihrer unbe- 
schränkten Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 Satz 1 
des Einkommensteuergesetzes als Deutscher 
insgesamt mindestens fünf Jahre unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig waren und die Vor- 
aussetzungen des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erfül- 
len (Person im Sinne des § 2), allein oder zu- 
sammen mit unbeschränkt Steuerpflichtig^en an 
einer ausländischen Gesellschaft im Sinne des 
§ 7 beteiligt, so sind Einkünfte, mit denen 
diese Personen bei unbeschränkter Steuer- 
pflicht nach den §§ 7, 8 und 14 steuerpflichtig 
wären und die nicht ausländische Einkünfte im 
Sinne des § 34 c Abs. 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes sind, diesen Personen zuzurechnen. 
Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 vor,, 
so sind die Vermögenswerte der ausländi- 
schen Gesellschaft, deren Erträge bei unbe- 
schränkter Steuerpflicht nicht ausländische 
Einkünfte im Sinne des § 34 c Abs. 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes wären, im Fall des 
§ 3 der Person, im Fall des § 4 dem Erwerb 
entsprechend der Beteiligung zuzurechnen." 

b) Nach Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 
angefügt: 

„(3) § 18 findet entsprechende Anwen- 

dung." 


Artikel 2d 

Sonderregelung bei der Vereinbarung 
der Gütergemeinschaft 

§ 7 Abs. 1 Nr. 4 des Erbschaftsteuer- und Schen- 
kungsteuergesetzes ist bei Ehegatten, die auf Grund 
einseitiger Erklärung nach Artikel 8 I Nr. 3 Abs. 2 
des Gesetzes über die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts 
vom 18. Juni 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 609) im 
Güterstand der Gütertrennung leben, bis zum 
31. Dezember 1974 nicht anzuwenden. 
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Artikel 2e 

Übergangsregelung für vor dem 3. Oktober 1973 
abgeschlossenen Erbschaftsteuer- und 
Lastenausgleichsversicherungen 

§ 19 des Erbschaftsteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. April 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 187) ist auf vor dem 3. Oktober 1973 
abgeschlossenen Lebensversicherungsverträge bis 
zum 31. Dezember 1993 weiterhin mit folgender 
Maßgabe anzuwenden: 

Tritt der Tod des Versicherungsnehmers (§ 19 
Abs. 1) oder des überlebenden Ehegatten (§ 19 
Abs. 2) nach dem 31. Dezember 1973 ein, so mindert 
sich die Versicherungssumme, soweit sie bei der 
Feststellung des steuerpflichtigen Erwerbs unberück- 
sichtigt zu lassen ist, für jedes dem Kalenderjahr 
1973 bis zum Eintritt des Versicherungsfalles fol- 
gende Kalenderjahr um jeweils 5 vom Hundert. 


Artikel 2f 

Sonderregelung bei Auflösung von bestehenden 
Familienstiftungen und Vereinen 

Bei Auflösung einer Stiftung oder eines Vereins 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 4 des Erbschaftsteuer- 
und Schenkungsteuergesetzes vor dem 1. Januar 
1978 wird der Besteuerung der zuletzt Berechtigten 
der Vomhundertsatz der Steuerklasse I zugrunde 
gelegt. 


Artikel 3 

Grundsteuergesetz 

(GrStG) 


Artikel 3 
bereits verkündet 


Artikel 4 

Änderung des Bewertungsgesetzes 


Artikel 4 

späterer Beratung Vorbehalten 


Artikel 5 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Artikel 6 

Änderung grundsteuerlicher Vorschriften 
zur Förderung des Wohnungsbaus 

Artikel 7 

Aufhebung von Vorschriften 

(1) Mit Wirkung ab 1. Januar 1974 werden auf- 
gehoben 

1. das Vermögensteuergesetz in der Fassung vom 
10. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 137), zuletzt 


Artikel 5 

späterer Beratung Vorbehalten 

Artikel 6 

bereits verkündet 


Artikel 7 

Aufhebung von Vorschriften 

(1) Mit Wirkung ab 1. Januar 1974 werden auf- 
gehoben 

1 . späterer Beratung Vorbehalten 
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geändert durch das Steueränderungsgesetz 1971 
vom 23. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1856), 

2. die Vermögensteuer-Durchführungsverordnung 
in der Fassung vom 19. August 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 689), 

3. das Erbschaftsteuergesetz in der Fassung vom 

1. April 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 187), zuletzt 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1971 
vom 23. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1856), 

4. §§ 1 bis 4, 15 bis 17 der Erbscbaftsteuer-Durcb- 
führungsverordnung in der Fassung vom 19. Ja- 
nuar 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 22), 

5. §§ 48, 52 a und 53 der Durchführungsverordnung 
zum Bewertungsgesetz vom 2. Februar 1935 
(Reicbsgesetzbl. I S. 81), zuletzt geändert durch 
das Zweite Steueränderungsgesetz 1967 vom 

21. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1254), 

6. das Grundsteuergesetz in der Fassung vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 519), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Grundsteuergesetzes vom 24, August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 905) sowie Artikel II des 
Gesetzes zur Änderung des Grundsteuergeset- 
zes vom 10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 515), 

7. die Grundsteuer-Durchführungsverordnung in 
der Fassung vom 29. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 79) sowie die Grundsteuererlaßver- 
ordnung vom 26. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 209), beide Verordnungen zuletzt geändert 
durch die Verordnung zur Änderung grund- 
steuerlicher Vorschriften vom 31. Juli 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1118), 

8. das Einführungsgesetz zu den Realsteuergeset- 
zen vom 1. Dezember 1936 (Reicbsgesetzbl. I 
S. 961), geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Gewerbesteuerrecbts vom 27. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 996), 

9. das bayerische Gesetz über die Festsetzung der 
Grundsteuer für mehrere Rechnungsjahre vom 

22. Dezember 1960 (Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 298). 

(2) Die weitere Anwendung bisher geltender 
Rechtsvorschriften nach §§ 35, 36 des Grundsteuer- 
gesetzes in der Fassung dieses Gesetzes bleibt un- 
berührt. 

Artikel 8 

Erleichterungen für die Anzeigepflichten 
der Gerichte, Notare und sonstigen 
Urkundspersonen 

Für die Zeit vom Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bis zum Erlaß einer neuen Erbscbaftsteuer-Durcbfüh- 
rungsverordnung kann die Übersendung der in § 12 
Abs. 1 der Erbscbaftsteuer-Durcbführungsverord- 
nung in der Fassung vom 19. Januar 1962 (Bundes- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


2. späterer Beratung Vorbehalten 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. späterer Beratung Vorbehalten 


6. bereits verkündet 


7. bereits verkündet 


8. bereits verkündet 


9. bereits verkündet 


(2) bereits verkündet 


Artikel 8 

Erleichterungen für die Anzeigepflichten 
der Gerichte, Notare und sonstigen 
Urkundspersonen 

Für die Zeit vom Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bis zum Erlaß einer neuen Erbscbaftsteuer-Durchfüh- 
rungsverordnung kann die Übersendung der in § 12 
Abs. 1 der Erbscbaftsteuer-Durcbführungsverord- 
nung in der Fassung vom 19. Januar 1962 (Bundes- 
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gesetzbl. I S. 22) erwähnten Abschriften und die 
Erstattung der dort vorgesehenen Anzeigen sowie 
die Übersendung einer beglaubigten Abschrift von 
Schenkungs- und Übergabeverträgen nach § 13 die- 
ser Verordnung abweichend von § 12 Abs. 4 Nr. 1 
und § 13 Abs. 4 dieser Verordnung unterbleiben, 
wenn die Annahme berechtigt ist, daß außer Haus- 
rat einschließlich Wäsche und Kleidungsstücken so- 
wie Kunstgegenständen und Sammlungen im Wert 
von nicht mehr als 10 000 Deutsche Mark nur noch 
anderes Vermögen im reinen Wert von nicht mehr 
als 2000 Deutsche Mark vorhanden oder Gegen- 
stand der Schenkung ist. 

Artikel 9 
Schlußvorschriften 

§ 1 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

gesetzbl. I S. 22) erwähnten Abschriften und die 
Erstattung der dort vorgesehenen Anzeigen sowie 
die Übersendung einer beglaubigten Abschrift von 
Schenkungs- und Übergabeverträgen nach § 13 die- 
ser Verordnung abweichend von § 12 Abs. 4 Nr. 1 
und § 13 Abs. 4 dieser Verordnung unterbleiben, 
wenn die Annahme berechtigt ist, daß außer Haus- 
rat einschließlich Wäsche und Kleidungsstücken so- 
wie Kunstgegenständen und Sammlungen im Wert 
von nicht mehr als 10 000 Deutsche Mark nur noch 
anderes Vermögen im reinen Wert von nicht mehr 
als 3000 Deutsche Mark vorhanden oder Gegen- 
stand der Schenkung ist. 

Artikel 9 
Schlußvorschriften 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

unverändert 
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